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Tabelle: 

Gesamtwirtschaftliche Eckdaten der Prognose 

des IWH für Deutschland in den Jahren 2014 

bis 2016 

 2014 2015 2016 

 reale Veränderung gegenüber 

dem Vorjahr in % 

private Konsumausgaben 1,0 1,3 1,6 

Staatskonsum 1,1 1,3 0,9 

Anlageinvestitionen 2,9 1,9 3,8 

Ausrüstungen  3,1 2,6 6,5 
Bauten 3,3 1,6 2,5 

sonstige Anlagen 1,2 1,6 2,5 

Vorratsinvestitionena −0,2 −0,1 0,0 
Inlandsverwendung 1,2 1,3 2,0 

Außenbeitraga 0,3 0,0 -0,2 

Exporte 3,8 4,6 4,4 
Importe 3,5 5,3 5,7 

Bruttoinlandsprodukt 1,5 1,3 1,6 

darunter: Ostdeutschland 1,3 1,1  

nachrichtlich:    
Welthandel 3,4 4,6 4,6 

USA 2,3 3,0 2,8 

Euroraum 0,8 1,0 1,4 

 Veränderung gegenüber dem 

Vorjahr in % 

Arbeitsvolumen, geleistet 1,5 0,2 0,3 

Tariflöhne je Stunde 3,1 3,2 2,6 

Effektivlöhne je Stunde 2,0 3,8 3,5 
Lohnstückkostenb 1,9 2,7 2,1 

Verbraucherpreisindex 0,9 1,1 1,4 

 in 1 000 Personen 

Erwerbstätige (Inland) 42 657 42 819 43 010 

darunter: Ostdeutschland 5 894 5 880 
 

Arbeitslosec 2 901 2 938 2 929 
darunter: Ostdeutschland 622 620 

 
 in % 

Arbeitslosenquoted 6,4 6,4 6,4 
darunter: Ostdeutschland 9,5 9,5 

 
Arbeitslosenquote BAe 6,7 6,7 6,7 

darunter: Ostdeutschland 9,8 9,8 
 

 % in Relation zum nominalen 

Bruttoinlandsprodukt 

Finanzierungssaldo des 
Staates  

0,4 0,2 0,5 

a Beitrag zur Veränderung des Bruttoinlandsprodukts in Prozentpunkten 
(Lundberg-Komponente). – b Berechnungen des IWH auf Stundenbasis. –  
c Definition gemäß der Bundesagentur für Arbeit (BA). – d Arbeitslose in % 
der Erwerbspersonen (Inland). – e Arbeitslose in % der zivilen Erwerbsperso-
nen (Definition gemäß der Bundesagentur für Arbeit). 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Eurostat; Bureau of Economic 
Analysis; ab 2014: Prognose des IWH (Stand: 17.12.2014). 

Konjunktur aktuell:  
Deutsche Konjunktur kommt langsam wieder in Schwung  

Arbeitskreis Konjunktur des IWH  

Das Bruttoinlandsprodukt in Deutschland stieg im 

Jahr 2014 um 1,5% und wird im Jahr 2015 wohl um 

1,3% zulegen. Nach einem schwachen Winterhalbjahr 

dürfte die deutsche Konjunktur langsam wieder in 

Schwung kommen, auch weil der niedrige Ölpreis für 

deutsche Haushalte und Unternehmen eine Kosten-

entlastung bedeutet. Der Verbraucherpreisindex dürfte 

im Jahr 2015 um 1,1% zunehmen. Die Arbeits-

losenquote wird wohl auf ihrem aktuellen Niveau von 

6,4% verharren, obwohl vom flächendeckenden Min-

destlohn für sich genommen negative Beschäftigungs-

effekte ausgehen werden.  

 

Die wirtschaftliche Dynamik in der Welt ist seit ge-

raumer Zeit heterogen: Die USA und Großbritannien 

befinden sich im Aufschwung, während die Produktion 

im Euroraum kaum mehr als stagniert. In Japan ging 

das Bruttoinlandsprodukt nach der Konsumsteuer-

erhöhung im Frühjahr sogar zwei Quartale in Folge 

zurück. In China dürfte die Wachstumsdynamik im 

Verlauf des Jahres 2014 leicht nachgelassen haben. 

Brasilien und, auch politisch bedingt, Russland stehen 

am Rand einer Rezession. 

 

Bei den Unternehmen hat sich die Stimmung im Schnitt 

zuletzt etwas eingetrübt: Der Markit-Einkaufsmanager-

index für die Weltwirtschaft ist zwar deutlich auf Ex-

pansionsniveau, aber etwas niedriger als im Sommer. 

Immerhin hat der Welthandel, der seit einigen Jahren 

ungewöhnlich schwach expandiert, seit dem Sommer 

wieder stärker zugelegt, insbesondere im asiatischen 

Raum. Eine Trendwende lässt sich daraus aber noch 

nicht ableiten, schon weil die für den internationalen 

Handel wichtige Konjunktur im Euroraum auch im 

Jahr 2015 kaum in Schwung kommen dürfte; zu groß 

sind die strukturellen Probleme insbesondere in Italien und Frankreich. Allerdings erhält der Euroraum recht 

                                                        

 Dieser Beitrag wurde bereits als IWH-Pressemitteilung 33/2014 am 18. Dezember 2014 veröffentlicht. 

  Hans-Ulrich Brautzsch, Katja Drechsel, Martina Kämpfe, Konstantin Kiesel, Axel Lindner, Brigitte Loose, Jan-Christopher Scherer, 

Birgit Schultz, Götz Zeddies. 

http://www.iwh-halle.de/d/publik/presse/16-14.pdf
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Abbildung: 
Reales Bruttoinlandsprodukt in Deutschland 
saison- und arbeitstäglich bereinigter Verlauf  

 

 
 IWH 

1 Ursprungswerte: Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen und Darstellung 
des IWH; ab 4. Quartal 2014: Prognose des IWH. 
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kräftige Impulse, die ein Abgleiten in eine neue Rezession unwahrscheinlich erscheinen lassen: Der Euro hat seit 
dem Frühjahr real effektiv abgewertet. Zudem bedeutet der Rückgang des Ölpreises einen Realeinkommens-
schub für Haushalte, und er senkt die Produktionskosten der Unternehmen. Das gilt auch für die anderen fortge-
schrittenen Volkswirtschaften. Auch deshalb dürfte sich der Aufschwung in den USA erst verlangsamen, wenn 
die Wirtschaft im Verlauf des Jahres 2016 in die Überauslastung kommt. In Japan dürfte die Produktion im Jahr 
2015 nur wenig schneller als mit ihrer langjährigen Trendrate von knapp 1% expandieren. In China setzt sich 
die allmähliche Verlangsamung der Wachstumsdynamik fort. Alles in allem expandiert die Weltproduktion nach 
vorliegender Prognose im Jahr 2014 um 2,6%, im Jahr 2015 um 2,9% und im Jahr 2016 um 3,0%. Der Welt-
handel legt im Jahr 2014 um 3,6% zu, für die Jahre 2015 und 2016 beinhaltet die vorliegende Prognose einen 
Zuwachs von je 4,6%. Die Inflation bleibt in den fortgeschrittenen Volkswirtschaften niedrig, in einigen Schwel-
lenländern wie Indien und Brasilien geht sie im Jahr 2015 aufgrund der geldpolitischen Straffung und des Öl-
preisfalls etwas zurück. 
 
Die deutsche Konjunktur ist im Jahr 2014 knapp an 
einer Rezession vorbeigeschrammt. Nach einem 
auch witterungsbedingt kräftigen Jahresauftakt ging 
die gesamtwirtschaftliche Leistung im zweiten 
Quartal zurück und blieb im Herbst mit einem Zu-
wachs von 0,1% schwach. Frühindikatoren deuten 
daraufhin, dass die Expansionskräfte aus der Welt, 
aber auch aus der Binnenwirtschaft wohl langsam an 
Boden gewinnen. Für das Winterhalbjahr 2014/2015 
ist eine durchgreifende, d. h. breit angelegte und 
rasch an Tempo zunehmende Erholung aber noch 
nicht zu erwarten. Im Frühsommer 2015 dürften 
sich die konjunkturellen Kräfte sowohl aus der 
Binnen- als auch aus der Außenwirtschaft weiter 
verstärken. Mit zunehmender Kapazitätsauslastung 
werden die Unternehmen wieder mehr in Ausrüs-
tungen und Wirtschaftsbauten investieren; die In-
vestitionen des Staates ziehen – auch angesichts der 
von der Bundesregierung eingeleiteten Maßnahmen 
für den Erhalt und den Ausbau der öffentlichen Infra-
struktur – an. Die Wohnungsbauinvestitionen bleiben aufwärtsgerichtet, auch wenn die Zuwächse aufgrund des 
erreichten hohen Niveaus sowohl von Seiten der privaten Haushalte als auch von Seiten institutioneller 
Investoren weniger kräftig ausfallen werden. Auch der niedrige Ölpreis entfaltet positive Wirkungen auf die 
Konjunktur. Insgesamt steigen die realen Einkommen, was sich in einem wieder stärker zunehmenden Konsum 
der privaten Haushalte niederschlagen sollte. Mit der schrittweisen Aufhellung des internationalen Umfelds, 
etwa der langsamen Erholung in Europa, werden die Exporte an Kraft gewinnen. Angesichts der breiter 
angelegten Belebung der Binnennachfrage werden auch die Importe im Prognosezeitraum wohl deutlicher 
zulegen; der Ölpreisverfall dämpft jedoch den Anstieg in nominaler Rechnung. 
 

Ansprechpartner: Oliver Holtemöller (Oliver.Holtemoeller@iwh-halle.de) 

JEL-Klassifikation: E17, E27, E37, E50, E53, E60, E66, H68 

Schlagwörter: Konjunktur, Prognose, öffentliche Finanzen, Weltwirtschaft, Deutschland, Arbeitsmarkt 



Konjunktur aktuell, Jg. 3 (1), 2015 7 

Internationale Konjunktur 

Weiter hohes Konjunkturgefälle zwischen 
den größeren Volkswirtschaften  

Zur Jahreswende 2014/2015 ist die wirtschaftliche 
Dynamik in der Welt weiterhin sehr heterogen: Die 
USA und Großbritannien befinden sich im Auf-
schwung, während die Produktion im Euroraum kaum 
mehr als stagniert. In Japan ging das Bruttoinlands-
produkt nach der Konsumsteuererhöhung im Frühjahr 
sogar zwei Quartale in Folge zurück. In China dürfte 
die Wachstumsdynamik im Verlauf des Jahres 2014 
leicht nachgelassen haben. Brasilien und insbesondere 
Russland stehen am Rand einer Rezession. Diese 
Länder kämpfen zugleich mit hoher Inflation. Wich-
tige Gründe für die großen wirtschaftlichen Probleme 
der beiden Rohstoffproduzenten sind die seit über 
zwei Jahren tendenziell stagnierenden oder fallenden 
Preise für ihre Exportgüter.  

Einbruch des Ölpreises  

Der Ölpreis hatte bereits seit dem Jahr 2013 bis zum 
Sommer 2014 in der Tendenz leicht nachgegeben. Ab 
Juli 2014 beschleunigte sich der Rückgang allerdings: 
Erdöl ist Mitte Dezember 2014 mit etwa 65 US-
Dollar je Barrel (Brent) um etwa 40% billiger als im 
Sommer 2014. Dahinter stehen folgende Entwicklun-
gen: Zum einen hat die Nachfrage nach Erdöl in den 
vergangenen Jahren nur noch verlangsamt zugenom-
men, vor allem, weil die besonders über rohstoff-
intensive Branchen getriebene Wachstumsdynamik in 
den großen Schwellenländern nachlässt. Dem steht eine 
beschleunigte Ausweitung des Öl-Angebots gegen-
über, denn seit dem Jahr 2009 werden in den USA 
mit Hilfe neuer Technologien (fracking) immer größere 
Mengen Erdöl aus Schieferlagerstätten gefördert. Zu-
letzt kamen auch wieder größere Mengen libyschen 
Öls auf den Markt. Um den Preis stabil zu halten, 
hätte von anderer Seite Angebot zurückgezogen wer-
den müssen. Die Aufgabe, stabilisierend einzugrei-
fen, übernimmt üblicherweise Saudi-Arabien, der ne-
ben Russland größte Anbieter fossiler Brennstoffe. Es 
hat sich aber im Herbst 2014 gegen eine Drosselung 
der Produktion im OPEC-Kartell gestellt: Der Ölpreis 

soll wohl so niedrig sein, dass die Ausweitung der 
Förderung von Schieferöl in den USA (und anders-
wo) unwirtschaftlich wird. Eine solche Preisgrenze 
beläuft sich wahrscheinlich auf höchstens 80 US-
Dollar, und wenn Saudi-Arabien die Expansion von 
Schieferöl dauerhaft bremsen möchte, müsste es auch 
mittelfristig so viel Öl anbieten, dass der Weltmarkt-
preis unterhalb dieser Schwelle liegt. Die vorliegende 
Prognose beruht daher auf der Annahme, dass der 
Ölpreis im ersten Quartal 2015 bei 70 US-Dollar liegt 
und danach real konstant bleibt, das heißt mit der 
Zielinflationsrate der US-Notenbank von 2% jährlich 
zunimmt.  

Leitzinsen nahe null und zumeist neutrale 
Finanzpolitik in den fortgeschrittenen Volks-
wirtschaften  

Der Fall des US-Dollar-Ölpreises um etwa 40% wirkt 
spürbar dämpfend auf das Preisniveau in vielen Län-
dern, zumal auch die Preise für Erdgas häufig an den 
für Öl gekoppelt sind. Auch in Euro und in Yen ge-
rechnet verbilligten sich Energieträger stark, obwohl 
beide Währungen seit Mitte des Jahres 2014 deutlich 
abwerteten (Euro um 10%, Yen um 15%). Die Infla-
tionsraten sind in allen großen fortgeschrittenen 
Volkswirtschaften weiterhin niedrig und liegen unter 
den offiziellen Inflationszielen – auch in Japan, wenn 
der Einmaleffekt der Konsumsteuererhöhung um drei 
Prozentpunkte aus der derzeitigen Inflationsrate von 
knapp 3% herausgerechnet wird. Um der Gefahr zu 
begegnen, dass die mittelfristigen Inflationserwartungen 
unter die Inflationsziele fallen, versuchen die Zentral-
banken in Volkswirtschaften mit Unterauslastung, 
den Expansionsgrad ihrer Geldpolitik trotz Nullzins-
schranke weiter zu erhöhen. So hat der Rat der Euro-
päischen Zentralbank (EZB) im Sommer eine Reihe 
von Maßnahmen beschlossen, etwa den Ankauf von 
asset backed securities (ABS), und im Herbst ange-
kündigt, eine Verlängerung der Bilanz des Eurosystems 
um 50% anzustreben. In Japan haben enttäuschende 
Konjunkturdaten die Geldpolitik im Herbst veran-
lasst, die quantitative Lockerung noch einmal zu be-
schleunigen. Ausgelaufen ist dagegen die Verlänge-
rung der Zentralbankbilanz in den USA und (schon 
im Jahr 2012) in Großbritannien. Während die US-
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Notenbank den Leitzins wohl Mitte 2015 erstmals 
wieder erhöhen wird, ist für Großbritannien wieder 
offen, ob es im Jahr 2015 zur Zinswende kommt. 
Denn zurzeit verlangsamt sich die Konsumenten-
preisdynamik rasch (bei einer Vorjahresrate von 
1,3% im September), und die Regierung hat weitere 
Konsolidierungsmaßnahmen in nennenswertem Um-
fang angekündigt, welche Güternachfrage und Preis-
dynamik belasten dürften. 

Großbritannien dürfte damit die einzige größere 
fortgeschrittene Volkswirtschaft sein, in der sich der 
finanzpolitische Kurs in den kommenden zwei Jahren 
verschärfen wird. Die japanische Regierung hingegen 
möchte die ursprünglich für Oktober 2015 geplante 

zweite Stufe der Konsumsteuerhöhung verschieben. 
In den USA ist der Konsolidierungsdruck gesunken, 
weil sich die Haushaltslage wesentlich entspannt hat, 
insbesondere in den Gemeinden und den Bundes-
staaten. Auch im Euroraum ist die Finanzpolitik im 
Jahr 2015 und wohl auch 2016 in etwa neutral ausge-
richtet, denn obwohl die strukturellen Defizite kaum 
noch reduziert wurden, ist der Konsolidierungsdruck 
auf die öffentlichen Haushalte zuletzt deutlich gesun-
ken: Im Jahr 2014 sind die Renditen auf Staatstitel 
mit Ausnahme derer Griechenlands überall (auch in 
realer Rechnung) weiter deutlich gefallen. Die impli-
zite Garantie öffentlicher Schulden durch die EZB 
kombiniert mit ihrer Nullzinspolitik sorgt dafür, dass 

Tabelle 1: 
Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Arbeitslosenquote in der Welt 
  Gewicht Bruttoinlandsprodukt Verbraucherpreise Arbeitslosenquote 

 
(BIP) Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in % in % 

 
in % 2014 2015 2016 2014 2015 2016 2014 2015 2016 

Europa 32,1 1,3 1,1 1,6 1,3 1,4 1,8 - - - 
EU 28 27,0 1,3 1,4 1,7 0,5 0,5 1,2 10,1 9,8 9,5 
Schweiz 1,0 1,6 1,6 1,8 0,0 −0,3 0,3 4,4 4,2 4,0 
Norwegen 0,8 2,2 1,8 1,7 2,1 1,9 2,4 3,5 3,7 3,5 
Russland 3,3 0,5 −2,0 1,0 7,7 10,0 7,0 - - - 

Amerika 36,7 2,0 2,7 2,7 - - - - - - 
USA 26,1 2,3 3,0 2,8 1,7 1,5 1,9 6,2 5,6 5,3 
Kanada 2,8 2,4 2,4 2,4 2,0 1,5 1,9 6,9 6,7 6,7 
Lateinamerikaa 7,8 0,8 1,7 2,6 - - - - - - 

Asien 31,2 4,8 5,0 4,8 - - - - - - 
Japan 7,6 0,2 1,1 0,8 2,8 1,5 1,0 3,6 3,5 3,5 
China ohne Hongkong 14,3 7,4 7,1 6,7 - - - - - - 
Südkorea 1,9 3,4 3,6 3,7 1,4 1,9 2,5 3,1 3,2 3,1 
Indien 2,9 5,8 6,0 6,5 - - - - - - 
Ostasien ohne Chinab 4,5 4,0 4,6 4,8 - - - - - - 

insgesamtc 100,0 2,6 2,9 3,0 - - - - - - 

fortgeschrittene Volkswirtschaftend 68,9 1,7 2,1 2,1 1,4 1,3 1,5 7,4 7,1 6,9 
Schwellenländere 31,1 4,6 4,5 5,0 - - - - - - 
nachrichtlich:     

 
    

 
    

 
  

exportgewichtetf 100,0 2,0 2,1 2,4 - - - - - - 
nach dem Messkonzept des IWFg 100,0 3,4 3,7 3,8 - - - - - - 
Welthandel - 3,4 4,6 4,6 - - - - - - 

a Gewichteter Durchschnitt aus: Brasilien, Mexiko, Argentinien, Venezuela, Kolumbien, Chile. Gewichtet mit dem Bruttoinlandsprodukt von 2013 in US-Dollar. – 
b Gewichteter Durchschnitt aus: Indonesien, Taiwan (Provinz Chinas), Thailand, Malaysia, Singapur, Philippinen, Hongkong (Sonderverwaltungszone Chinas). 
Gewichtet mit dem Bruttoinlandsprodukt von 2012 in US-Dollar. – c Summe der aufgeführten Ländergruppen. Gewichtet mit dem Bruttoinlandsprodukt von 2013 in 
US-Dollar. – d EU 27, Schweiz, Norwegen, USA, Kanada, Japan, Korea, Taiwan, Hongkong, Singapur. – e Russland, China ohne Hongkong, Indien, Indonesien, 
Thailand, Malaysia, Philippinen, Lateinamerika. – f Summe der aufgeführten Länder. Gewichtet mit den Anteilen an der deutschen Ausfuhr 2013. – g Gewichtet nach 
Kaufkraftparitäten und hochgerechnet auf den Länderkreis des IWF (Word Economic Outlook, September 2014). 

Quellen: IWF; Prognose des IWH. 
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die hohen und zumeist noch steigenden Schulden-
quoten tragbar bleiben.  

Alles in allem wirkt die Wirtschaftspolitik in den 
fortgeschrittenen Volkswirtschaften expansiv. Ein 
solches einheitliches Bild gibt es für die Schwellen-
länder nicht. So steht die Wirtschaftspolitik in China 
vor der Aufgabe, die problematisch hohe Dynamik der 
Kreditvolumina zu bremsen, ohne dabei eine Finanz-
krise auszulösen. In Indien versucht die neue Regie-
rung, ihr Programm marktwirtschaftlicher Reformen 
durchzusetzen. Um Krisenbewältigung geht es in 
Brasilien und Russland: Stagflation erzwingt hohe 
Leitzinsen, in Brasilien auch ein fiskalisches Konsoli-
dierungsprogramm.  

Ausblick:  
Weltkonjunktur bleibt im Jahr 2015 moderat 

Die politischen Krisen des Jahres 2014 haben die Un-
sicherheit auf den Finanzmärkten, wie sie etwa in 
Optionspreisen auf Aktienindizes zum Ausdruck 
kommt (VIX oder VSTOXX), nur vorübergehend 
und in geringem Maß steigen lassen. Freilich herrscht 
auf den Finanzmärkten gegenwärtig auch keine Eu-
phorie. Der MSCI-Index für die Weltaktienmärkte 
liegt ein Stück weit unterhalb seines Höchststandes 
vom Juli 2014. Auch dürfte hinter dem Rückgang für 
langfristige Renditen von Staatstiteln hoher Bonität 
(um etwa einen Prozentpunkt für deutsche Titel und 
um etwa einen halben für US-Papiere) eine gestiegene 
Skepsis gegenüber den langfristigen Wachstumsaus-
sichten in den fortgeschrittenen Volkswirtschaften 
stehen. Auch die Stimmung in der Realwirtschaft hat 
sich im Schnitt zuletzt etwas eingetrübt: Der Markit-
Einkaufsmanagerindex für die Weltwirtschaft ist zwar 
deutlich auf Expansionsniveau, aber etwas niedriger 
als im Sommer. Immerhin hat der Welthandel, der 
seit einigen Jahren ungewöhnlich schwach expan-
diert, seit dem Sommer wieder stärker zugelegt, ins-
besondere im asiatischen Raum. Eine Trendwende 
lässt sich daraus aber noch nicht ableiten, schon weil 
die für den internationalen Handel wichtige Kon-
junktur im Euroraum auch im Jahr 2015 kaum in 
Schwung kommen dürfte; zu groß sind die struktu-
rellen Probleme insbesondere in Italien und Frank-
reich. Allerdings erhält der Euroraum recht kräftige 

Impulse, die ein Abgleiten in eine neue Rezession 
unwahrscheinlich erscheinen lassen: Der Euro hat seit 
dem Frühjahr real effektiv abgewertet. Zudem be-
deutet der Rückgang des Ölpreises einen Realein-
kommensschub für Haushalte, und er senkt die Pro-
duktionskosten der Unternehmen. Das gilt ebenso für 
die anderen fortgeschrittenen Volkswirtschaften. Auch 
deshalb dürfte sich der Aufschwung in den USA erst 
verlangsamen, wenn die Wirtschaft im Verlauf des 
Jahres 2016 in die Überauslastung kommt. In Japan 
dürfte die Produktion im Jahr 2015 nur wenig 
schneller als mit ihrer langjährigen Trendrate von 
knapp 1% expandieren. In China setzt sich mit hoher 
Wahrscheinlichkeit die allmähliche Verlangsamung 
der Wachstumsdynamik fort. Alles in allem expan-
diert die Weltproduktion nach vorliegender Prognose 
im Jahr 2014 um 2,7%, im Jahr 2015 um 2,9% und im 
Jahr 2016 um 3,0%. (vgl. Tabelle 1).1 Der Welthandel 
legt im Jahr 2014 um 3,4% zu, für die Jahre 2015 und 
2016 beinhaltet die vorliegende Prognose einen Zu-
wachs von je 4,6%. Die Inflation bleibt in den fortge-
schrittenen Volkswirtschaften niedrig, in einigen 
Schwellenländern wie Indien und Brasilien geht sie 
im Jahr 2015 aufgrund der geldpolitischen Straffung 
und des Ölpreisfalls etwas zurück. Für den Wechsel-
kurs des Euro gegenüber dem Dollar wird im Pro-
gnosezeitraum ein Verhältnis von 1,25 US-Dollar/ 
Euro angenommen. 

Chancen und Risiken des Ölpreisfalls 

Diese Prognose basiert auf der Annahme, dass der 
Ölpreis im Prognosezeitraum real konstant bleibt. Ein 
weiterer Preisfall könnte dieses Konjunkturbild aller-
dings erheblich durcheinanderbringen. Wenn sich der 
Abwärtstrend ungebremst fortsetzte, wäre die Annahme 

                                                        
1  Die Rate bezieht sich auf den auch von der Projektgruppe 

Gemeinschaftsdiagnose betrachteten Länderkreis, wobei 
die Zuwachsraten mit dem nominalen Bruttoinlandsprodukt 
des Jahres 2013 auf der Basis von Marktwechselkursen 
gewichtet wurden. Bei Gewichtung mit Kaufkraftparitäten 
und Hochrechnung auf den Länderkreis des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) ergeben sich Zuwächse von 3,4% 
für 2014, 3,7% für 2015 und 3,8% für 2016. Zu den unter-
schiedlichen Berechnungsmethoden vgl. etwa Projekt-
gruppe Gemeinschaftsdiagnose: Deutsche Konjunktur er-
holt sich – Wirtschaftspolitik stärker an der langen Frist 
ausrichten, Frühjahr 2013. Halle (Saale) 2013, 11. 

http://www.iwh-halle.de/d/publik/sonst/gd/2013f/gd_lang.pdf
http://www.iwh-halle.de/d/publik/sonst/gd/2013f/gd_lang.pdf
http://www.iwh-halle.de/d/publik/sonst/gd/2013f/gd_lang.pdf
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Abbildung 1:  
Rubel-Dollar-Wechselkurs und Erdölpreis 
Index, Januar 2014 = 100 

 

 
IWH 

Quellen: The Central Bank of the Russian Federation; ICIS Pricing; Darstellung des IWH. 
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eines Ölpreises von wenig mehr als 70 US-Dollar für 
das Jahr 2015 deutlich zu hoch. Der Preisverfall 
stützt durch den Realeinkommenszuwachs der Haus-
halte und die Kostenersparnis der Unternehmen die 
Konjunktur in den Abnehmerländern (etwa im Euro-
raum und in den USA).2 Was die Abnehmer von Öl 
durch einen niedrigeren Preis gewinnen, das entgeht 
freilich den Lieferanten. In Ölexportländern wie de-
nen der OPEC, Russland, Kanada oder Norwegen 
werden Einkommen und Nachfrage erheblich gemin-
dert,3 und der Gesamteffekt auf die Weltkonjunktur 
ist schwer zu bestimmen. Dieser hängt u. a. davon ab, 
wie das Ausgabeverhalten auf die veränderten Real-
einkommen reagiert. In den Ölexportländern wird ein 
erheblicher Teil der Einkommen nicht für Konsum- 
oder Investitionsgüter, sondern für den Aufbau von 
Forderungen gegenüber den Abnehmerländern ver-

                                                        
2  Die höhere Bedeutung von Einkommenseffekten gegen-

über Auswirkungen auf die Technologie betont Kilian, L.: 
The Economic Effects of Energy Price Shocks, in: Journal 
of Economic Literature, Vol. 46 (4), 2008, 904.  

3  Die Einnahmen der 18 wichtigsten Ölexportländer (vgl. 
Fußnote 4) aus der Ausfuhr von Brennstoffen und Berg-
bauprodukten machten im Jahr 2013 immerhin 24% in 
Relation zum Bruttoinlandsprodukt dieser Ländergruppe 
aus (Quellen: WTO, IMF World Economic Outlook 
Database). 

wendet: Der Leistungsbilanzüberschuss der 18 wich-
tigsten Ölexportländer betrug im Jahr 2013 5½% in 
Relation zu deren Bruttoinlandprodukt.4 Die Güter-
nachfrage in den Exportländern dürfte deshalb auf-
grund des Ölpreisverfalls nicht im gleichen Maß sinken, 
wie sie in den Abnehmerländern steigt. Jedoch stellt 
der zu erwartende Rückgang des Kapitalangebots ein 
Risiko für die Weltfinanzmärkte dar. Ein weiteres Ri-
siko besteht im Ausbruch von schweren Wirtschafts-
krisen in einzelnen Ölexportländern, insbesondere in 
Russland. Seit dem Sommer verfällt der Außenwert 
des Rubels im Gleichschritt mit dem Ölpreis (vgl. 
Abbildung 1). Für den russischen Staatshaushalt ist 
diese Entwicklung zwar insofern günstig, als mit den 
Einnahmen aus dem Energiegeschäft auch die vor 
allem in Rubel denominierten Ausgabenverpflichtun-
gen sinken. In große Schwierigkeiten dürften aller-
dings russische Unternehmen kommen, die Schulden 
in Fremdwährung bedienen müssen und Einnahmen 
in Rubel erwirtschaften. Mitte Dezember hat die russi-

                                                        
4  Russland, Saudi-Arabien, Kanada, Vereinigte Arabische 

Emirate (UAE), Katar, Norwegen, Kuwait, Nigeria, Irak, 
Venezuela, Kasachstan, Angola, Algerien, Iran, Oman, 
Libyen, Aserbaidschan und Ecuador. Nur Kanada, der Irak, 
Ecuador und Kasachstan wiesen 2013 (moderate) Leis-
tungsbilanzdefizite auf.  

https://www.aeaweb.org/articles.php?doi=10.1257/jel.46.4.871
https://www.aeaweb.org/articles.php?doi=10.1257/jel.46.4.871
https://www.imf.org/external/ns/cs.aspx?id=28
https://www.imf.org/external/ns/cs.aspx?id=28
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sche Zentralbank versucht, den Außenwert des Rubels 
durch die Anhebung des Leitzinses von 10,5% auf 
17,0% zu stabilisieren. Die höheren Zinsen dämpfen 
ebenfalls die Konjunktur. 

Fortgesetzter Aufschwung in den USA – 
Geldpolitik im Fokus 

In den USA hat sich die Konjunktur nach einem 
winterbedingten Einbruch im ersten Quartal 2014 
zuletzt stark beschleunigt. So legte das Bruttoinlands-
produkt in den sechs Monaten von April bis Septem-
ber 2014 um 2,1% zu, der höchste Wert für ein Halb-
jahr nach der Krise. Während der Anstieg im zweiten 
Quartal vor allem auf robustem privaten Konsum und 
privaten Investitionen beruhte, trugen im dritten 
Quartal besonders die Nettoexporte und der staatliche 
Sektor zur Expansion bei.  

Einhergehend mit der starken wirtschaftlichen 
Entwicklung verbesserte sich auch der Arbeitsmarkt 
weiter deutlich. In den ersten elf Monaten des Jahres 
2014 wurden mehr als 2,6 Millionen neue Stellen ge-
schaffen, der höchste Wert seit 15 Jahren. Die Arbeits-
losenquote ging weiter zurück, von 6,6% zu Beginn 
des Jahres 2014 auf 5,8% im November. Freilich über-
zeichnet diese Zahl die Erholung am Arbeitsmarkt, 
denn nach wie vor ist die Zahl der Arbeitnehmer, die aus 
ökonomischen Gründen einer Teilzeitbeschäftigung 
nachgehen, aber eigentlich eine Vollzeitstelle suchen, 
groß. Auch die Partizipationsrate konnte sich zuletzt 
zwar stabilisieren, liegt aber immer noch auf niedri-
gem Niveau. Das allgemeine Preisniveau entwickelte 
sich verhalten, die Konsumentenpreisinflation lag gegen 
Ende des Jahres deutlich unter 2%. Ein aktuell dämp-
fender Einfluss geht von den fallenden Energiepreisen 
aus.  

Im Fokus stehen auch weiterhin die Politik der US-
Notenbank und die begonnene Wende in der Geldpoli-
tik. Nachdem das Anleihekaufprogramm wie geplant 
im Oktober ausgelaufen ist, rücken nun die Entschei-
dungen über den künftigen Verlauf der Leitzinsen in 
den Vordergrund, die seit dem Jahr 2008 nahe null 
liegen. In ihrer Kommunikation betont die US-Noten-
bank beständig die Abhängigkeit jedweder Politik-
entscheidung von den zugrunde liegenden ökonomi-
schen Daten, lässt aktuell aber erkennen, dass sie die 

definierten Kriterien als zunehmend erfüllt sieht. 
Gleichzeitig liegt die Inflationsrate weiterhin unter 
dem Ziel von knapp 2%, insbesondere auch durch die 
gegen Ende des Jahres 2014 stark fallenden Öl- und 
Energiepreise. Durch den nur gedämpften Preisauf-
trieb erhält die Notenbank weiteren Spielraum für die 
Ausgestaltung der Geldpolitik. Sie dürfte gegen Mitte 
des Jahres 2015 mit einer ersten Erhöhung der Leit-
zinsen beginnen. Weitere Anhebungen dürften aber 
graduell und unter Berücksichtigung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung vorgenommen werden, so-
dass der Grad der monetären Akkommodation zwar 
wohl über den Prognosehorizont etwas zurückgehen, 
aber das Niveau weiterhin expansiv bleiben wird.  

Die Fiskalpolitik wird aktuell von den politischen 
Folgen der Zwischenwahlen vom November 2014 be-
stimmt, in denen die Republikaner auch die Mehrheit 
im Senat gewonnen haben und nun beide Kammern 
des Kongresses kontrollieren. Es drohen zwei weitere 
Jahre der politischen Auseinandersetzungen und des 
Stillstands, in denen wichtige Reformvorhaben nicht 
umgesetzt werden. Zwar konnte eine erneute Schlie-
ßung von Regierungseinrichtungen mit der Verab-
schiedung eines Haushalts bis Ende September 2015 
erst einmal vermieden werden, aber die Finanzierung 
des für die aktuell in der Diskussion stehende Immi-
grationspolitik zuständigen Heimatschutzministeriums 
wurde nur bis Ende Februar 2015 gesichert und muss 
dann mit den neuen Mehrheitsverhältnissen erneut 
verhandelt werden. Diese Unsicherheit über die Aus-
gestaltung des politischen Kurses belastet die real-
wirtschaftliche Entwicklung.  

Wichtige Stimmungsindikatoren signalisieren je-
doch eine fortgesetzte Aufwärtsbewegung. Der Ein-
kaufsmanagerindex im Verarbeitenden Gewerbe liegt 
mit 58,7 Punkten weiterhin deutlich im expansiven 
Bereich, insbesondere die Erwartungskomponente ist 
kräftig angestiegen. Dies schlägt sich auch in den 
Auftragseingängen im Verarbeitenden Gewerbe nie-
der, die trendmäßig aufwärtsgerichtet sind. Ebenfalls 
positiv ist die Stimmung bei den Konsumenten; die 
entsprechenden Indizes sind im Jahr 2014 deutlich 
gestiegen, auch hier legte besonders die Erwartungs-
komponente zu.  

Alles in allem dürfte das Bruttoinlandsprodukt im 
Jahr 2014 um 2,3% ansteigen, wobei sich das nega- 
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Tabelle 2: 
Eckdaten zur Wirtschaftsentwicklung in den 
USA 
 2014 2015 2016 
 Veränderung gegenüber  

dem Vorjahr in % 
reales Bruttoinlandsprodukt 2,3 3,0 2,8 

privater Konsum 2,3 2,6 2,7 
Staatskonsum und  
-investitionen 

0,0 1,2 0,8 

private Bruttoanlage- 
investitionen 5,3 5,5 5,3 

inländische Verwendung 2,3 2,8 2,8 
Exporte 3,2 3,2 2,1 
Importe 3,5 3,0 2,5 

Außenbeitraga −0,1 −0,1 −0,1 
Verbraucherpreise 1,7 1,5 1,9 

 in % des nominalen  
Bruttoinlandsprodukts 

Budgetsaldob −2,9 −2,7 −2,7 
Leistungsbilanzsaldo −2,2 −1,8 −2,0 

 in % der Erwerbspersonen 
Arbeitslosenquote 6,2 5,6 5,3 

a Wachstumsbeitrag. – b Bundesstaat, Fiskaljahr. 

Quellen: Bureau of Economic Analysis; Prognose des IWH. 

 

Abbildung 2:  
Reales Bruttoinlandsprodukt in den USA 
saisonbereinigter Verlauf 

 
IWH 

1 Zahlenangaben: Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %. 

Quellen: Bureau of Economic Analysis; Berechnungen und Darstel-
lung des IWH; ab 4. Quartal 2014: Prognose des IWH. 

tive erste Quartal stark reduzierend auf die Jahresrate 
auswirkt. Bei fortgesetzt hoher Dynamik dürfte die 
Produktionsausweitung im Jahr 2015 dann bei 3,0% 
liegen, bevor sie 2016 mit der sich schließenden Pro-
duktionslücke wohl leicht auf 2,8% zurückgehen 
wird (vgl. Tabelle 2 und Abbildung 2). Die Situation 
auf dem Arbeitsmarkt wird sich weiter verbessern, 
allerdings wohl etwas weniger deutlich als im Jahr 
zuvor. Im Durchschnitt des Jahres 2014 dürfte die 
Arbeitslosenquote bei 6,2% liegen, um dann 2015 auf 
5,6% und 2016 auf 5,3% zu sinken.  

Trotz der sich fortsetzenden Expansion der ge-
samtwirtschaftlichen Produktion dürfte die Inflations-
rate indes nur moderat steigen. Bestimmender Faktor 
dabei werden die niedrigen Energiepreise bleiben. 
Der Anstieg der Verbraucherpreise dürfte im Jahr 
2014 1,7% und im Jahr 2015 1,5% betragen. Im Jahr 
2016 dürften sie mit 1,9% leicht anziehen. 

 
 

Europäische Union 

Euroraum kommt nicht zu Kräften 

Für den Euroraum insgesamt gibt es nach wie vor 
kaum Anzeichen für eine deutliche Erholung der 
Konjunktur. Die Produktion expandierte im Sommer-
halbjahr 2014 mit einer aufs Jahr hochgerechneten 
Rate von knapp einem halben Prozent. Dämpfend 
wirkten dabei die Bruttoanlageinvestitionen, die mit 
einer Jahresrate von 1,7% zurückgingen. Bemerkens-
wert ist, dass die Investitionen in Griechenland, Portu-
gal und Spanien, also Ländern, die in der Schulden- und 
Vertrauenskrise unter den europäischen Rettungs-
schirm hatten schlüpfen müssen, aber zugelegt ha-
ben,5 der Rückschlag also die Kernländer des Euro-
raums betrifft. Positive Impulse kamen hingegen von 
den Exporten, die mit einer Jahresrate von reichlich 
4% zulegten, und im Wesentlichen auch vom priva-
ten Konsum (reichlich 1½%).  

Aus längerfristiger Perspektive ist besonders die 
Entwicklung in Italien besorgniserregend (vgl. Ab-

                                                        
5  Für die anderen Programmländer Irland und Zypern liegen 

noch keine amtlichen Zahlen der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen für das dritte Quartal 2014 vor.  
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Abbildung 3:  
Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts in ausgewählten Ländern des Euroraums 
Verkettete Volumenwerte, 2008 = 100 

 

 
 

IWH 

Quellen: EUROSTAT; Berechnungen und Darstellung des IWH. 
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bildung 3). Dort geht das Produktionspotenzial nach 
Schätzungen der Europäischen Kommission seit der 
Großen Rezession im Jahr 2009 zurück, und der  
Kapitalstock (Bruttoanlagevermögen ohne Wohnge-
bäude) schrumpft seit dem Jahr 2012. Die Arbeitslosen-
quote ist seit dem Sommer wieder deutlich gestiegen, 
auf 13,2% im Oktober 2014. Die von der italie-
nischen Regierung geplante Arbeitsmarktreform hat 
noch nicht alle parlamentarischen Hürden genommen 
und könnte frühestens Mitte nächsten Jahres in Kraft 
treten.  

Im Euroraum insgesamt ist es im Gefolge der 
leichten konjunkturellen Erholung seit Sommer 2013 
zu einer Stabilisierung des Arbeitsmarkts gekommen: 
Die Beschäftigung hat (bei in etwa konstanter Zahl 
der geleisteten Arbeitsstunden) leicht zugenommen, 
die Arbeitslosenquote fiel um einen halben Prozent-
punkt auf 11,5% im August 2014. Der Rückgang hat 
sich seither aber nicht weiter fortgesetzt. Die 
Hoffnungen auf eine konjunkturelle Erholung sind 
also enttäuscht worden. Auch deshalb scheint eine 
weitere Konsolidierung der Staatsfinanzen im Euro-
raum politisch nicht durchsetzbar zu sein. Es kommt 
aber wohl auch nicht zu einem großen Schwenk in 
Richtung expansiver Finanzpolitik. Die Ausrichtung 
der Finanzpolitik dürfte in den Jahren 2015 und 2016 

in etwa neutral sein. So sieht die Europäische Kom-
mission für diesen Zeitraum eine geringfügige Ver-
schlechterung des konjunkturbereinigten Primärsaldos 
im Euroraum, der Internationale Währungsfonds (IWF) 
erwartet eine geringe Verbesserung.6  

Monetäre Bedingungen im Euroraum  
bleiben expansiv 

Am 10. September 2014 senkte die Europäische Zen-
tralbank (EZB) den Leitzins um weitere 0,10 Pro-
zentpunkte auf den historischen Tiefstand von 0,05%. 
Auch der Zinssatz der Spitzenrefinanzierungsfazilität 
sank um 0,10 Prozentpunkte auf 0,30%, während der 
Satz für die Einlagenfazilität von bereits −0,10% auf 
−0,20% vermindert wurde. Damit verbilligt sich die 
Refinanzierung der Banken über das Eurosystem 
nochmals (vgl. Abbildung 4).  

Außerdem wurden im Jahresverlauf weitere Maß-
nahmen wie die zielgerichteten langfristigen Refinan-
zierungsoperationen oder der Aufkauf von besicherten 
Wertpapieren und Pfandbriefanleihen beschlossen. 

                                                        
6  Vgl. European Commission: European Economic Forecast, 

Autumn 2014, 103, und IMF: Fiscal Monitor, October 
2014, 68. 

http://ec.europa.eu/economy_finance/publications/european_economy/2014/pdf/ee7_en.pdf
http://ec.europa.eu/economy_finance/publications/european_economy/2014/pdf/ee7_en.pdf
http://www.imf.org/external/pubs/ft/fm/2014/02/pdf/fm1402.pdf
http://www.imf.org/external/pubs/ft/fm/2014/02/pdf/fm1402.pdf
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Auch hielt die EZB an ihrer Zusage fest, den Leitzins 
für einen längeren Zeitraum auf dem aktuellen Niveau 
zu belassen. Diese Erwartungssteuerung hat zum 
Ziel, auch längerfristige Zinsen zu beeinflussen. Ge-
nerell versucht die Geldpolitik auf vielfältige Weise, 
den im Jahresverlauf gesunkenen Inflationserwartun-
gen gegenzusteuern. Da sich die mittelfristigen Preis-
aussichten im Euroraum auch im Prognosezeitraum 
nur geringfügig aufhellen dürften, sind weitere ex-
pansive Maßnahmen der EZB zu erwarten. Da der 
Spielraum für eine weitere Zinssenkung nicht mehr 
gegeben ist, ist mit weiteren unkonventionellen geld-
politischen Maßnahmen zu rechnen (vgl. „Zur Wirt-
schaftspolitik: Investitionen fördern – aber nicht allein 
mit mehr öffentlichen Mitteln!“, dort „Zur Geld-
politik“ auf Seite 59). 

 

Abbildung 4:  
Leitzinsen der EZB 
in % 

 

 
IWH 

Quellen: Europäische Zentralbank; Darstellung des IWH. 

Es ist davon auszugehen, dass die Refinanzierung 
über die Notenbanken im Euroraum weiterhin vor 
allem von jenen Banken genutzt wird, die aufgrund 
höherer Risiken von einer Refinanzierung über den 
Interbanken-Geldmarkt ausgeschlossen sind. Aber 
auch für Banken, die sich über den Geldmarkt re-
finanzieren, sind die Kosten im Laufe des Jahres 
deutlich gesunken; sie liegen mit einem Zins für be-

sicherte Tages- oder Dreimonatsgeschäfte von in den 
letzten Monaten stets unter −0,04% auf einem histo-
risch niedrigen Niveau.  

Das Handelsvolumen auf dem Geldmarkt hat sich 
im Vergleich zum Vorjahr erhöht. Die Risikoprämie 
für unbesicherte Geschäfte nimmt geringfügig ab, ist 
mit zwölf Basispunkten aber weiterhin fast doppelt so 
hoch wie vor Beginn der Finanzkrise. Die im Oktober 
2014 veröffentlichten Ergebnisse der Bilanzprüfungen 
großer europäischer Banken durch die EZB hat auf 
dem Interbankenmarkt also kaum einen Effekt ge-
zeigt. Eine durch steigende Nachfrage ausgelöste Er-
höhung der Handelsvolumen dürfte im Einklang mit 
einer tendenziell sinkenden Überschussliquidität je-
doch dazu führen, dass im Prognosezeitraum die 
Geldmarktsätze wieder fortdauernd dem Niveau des 
Leitzinses entsprechen. 

An den Kreditmärkten waren die Zinsen für Neu-
geschäfte im Jahr 2014 nahezu durchgehend fallend. 
Dies führt nun auch schrittweise zu einem Fallen der 
Kosten von bestehenden Krediten. Auch dürften die 
nochmals verbesserten Finanzierungsbedingungen für 
Banken im Zuge der jüngsten geldpolitischen Maß-
nahmen zu einem weiteren leichten Rückgang der 
Kreditzinsen führen. Die Kreditstandards, vor allem 
für Unternehmenskredite, wurden im Laufe des Jah-
res kontinuierlich gelockert. Dies gilt mit Ausnahme 
der Immobilienkredite auch für Haushaltskredite. Im 
Prognosezeitraum dürften sich die Bedingungen für 
Kreditnehmer weiter verbessern. 

An den Kapitalmärkten sanken im Zuge sich leicht 
aufhellender Aussichten im Euroraum und der noch-
mals expansiveren Geldpolitik die Umlaufsrenditen 
für Anleihen von Schuldnern guter und sehr guter Bo-
nität. Die gleichlaufende Entwicklung über verschie-
dene Anlage- und Bonitätsklassen hinweg kann als 
ein Indiz dafür angesehen werden, dass der niedrige 
Zinssatz für deutsche Staatsanleihen merklich weniger 
von dem in der Vergangenheit aufgetretenen Effekt 
einer Flucht in sichere Anlagen geprägt ist. Die Poli-
tik der EZB dürfte das immer noch bestehende Risiko 
eines Wiederaufflammens der Schuldenkrise über-
tünchen, sodass mit einem Verbleib der Umlaufs-
renditen von Staatsschuldtiteln mit hoher Bonität auf 
ihrem derzeitigen Niveau zu rechnen ist. 
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Die bis zum März 2014 anhaltende, etwa einjäh-
rige reale Aufwertungsphase des Euro um insgesamt 
über 8% stellte einen restriktiven Impuls für die euro-
päische Wirtschaft dar. Die Erwartung einer im Euro-
raum im Vergleich zu den USA und auch zu Groß-
britannien zukünftig expansiveren Geldpolitik hat 
seitdem jedoch für eine bedeutende Abwertung des 
realen Wechselkurses gesorgt.  

Insgesamt ist die Geldpolitik weiterhin expansiv 
ausgerichtet, aber zusätzliche spürbare Impulse für 
die Konjunktur kann sie nicht entfalten.  

Ausblick: Abwertung und Ölpreisfall stützen 
Konjunktur im Euroraum 

Die Konjunktur dürfte auch im Winterhalbjahr 2014/ 
2015 schwach bleiben. Die verhaltene Stimmungs-
lage bei privaten Haushalten und Unternehmen hat 
sich in den vergangenen Monaten wenig geändert, 
und die Auftragseingänge in der Industrie sind im 
Jahresverlauf kaum gestiegen. Auch für das Gesamt-
jahr 2015 sprechen gewichtige Gründe gegen eine 
kräftigere Erholung: Notwendige Strukturreformen in 
Frankreich und Italien werden, wenn überhaupt, nur 
zögerlich verwirklicht, nur langsam bauen private 
Haushalte und Unternehmen ihre hohen Schulden-
lasten ab, und der Bankensektor wird auch im Jahr 
2015 noch bemüht sein, seine Eigenkapitalbasis zu 
stärken. Wenn es nach vorliegender Prognose den-
noch zu einer Belebung im Jahresverlauf kommt, 
liegt das an Änderungen zweier Preise, die von zen-
traler gesamtwirtschaftlicher Bedeutung sind: Der 
Wechselkurs des Euro ist real effektiv um 5% gegen-
über dem Frühjahr 2014 gefallen und liegt damit unter 
seinem langjährigen Durchschnitt. Die internationale 
Wettbewerbsposition von Produzenten im Euroraum 
hat sich also ein Stück weit verbessert. Vor allem ist 
aber der Ölpreis seit dem Sommer um etwa 40% ge-
fallen. Die Realeinkommen privater Haushalte sind 
dadurch gestiegen und die Produktionskosten von 
Unternehmen zurückgegangen. Die expansive Wir-
kung des Ölpreisverfalls kommt der eines umfangrei-
chen Konjunkturprogramms gleich.7 Freilich dürften 

                                                        
7  Im Jahr 2013 betrugen die Kosten für die Nettoölimporte 

des Euroraums laut Eurostat 230 Mrd. Euro. Liegt der 

die Mitgliedsländer in unterschiedlichem Maß profi-
tieren. So hat gerade die deutsche Industrie wichtige 
Kunden in den ölproduzierenden Ländern; sie wird 
sich auf spürbare Nachfrageausfälle einstellen müs-
sen.8 Simulationen mit dem Euroraummodell des 
IWH ergeben, dass die günstigen Entwicklungen auf 
den Währungs- und Energiemärkten unter den An-
nahmen der vorliegenden Prognose das Bruttoin-
landsprodukt im Euroraum im Jahr 2015 um reichlich 
0,3 Prozentpunkte erhöhen dürften. Nur deshalb liegt 
der Zuwachs der gesamtwirtschaftlichen Produktion 
im Jahr 2015 mit 1,0% etwas höher als im Vorjahr. 
Für das Jahr 2016 besteht die Aussicht, dass der Ab-
bau der strukturell belastenden Faktoren eine Pro-
                                                        

Spot-Erdölpreis im Jahr 2015, wie hier unterstellt, mit etwa 
70 US-Dollar pro Barrel 38 Dollar unter dem Durch-
schnittspreis im Jahr 2013 und der Euro-Dollar-Wechsel-
kurs bei 1,25, wäre mit einer Ersparnis gegenüber dem Jahr 
2013 in einer Größenordnung von 57 Mrd. Euro oder 
knapp 0,6% in Relation zum Bruttoinlandsprodukt zu rech-
nen. Sie würde zu einem kleinen Teil im Jahr 2014 und 
hauptsächlich im Jahr 2015 anfallen. Weil auch die Preise 
in Verträgen über Erdgaslieferungen in der Regel an den 
Ölpreis gebunden sind, dürfte die Reduktion der Import-
ausgaben für Energie noch höher liegen. 

8  Vgl. Zeddies, G.: Ölpreis und Außenhandel: Wie stark pro-
fitieren Industrieländer vom „Recycling“ der Petrodollars?, 
in: IWH, Wirtschaft im Wandel, Jg. 14 (4), 2008, 136-144. 

Abbildung 5: 
Reales Bruttoinlandsprodukt im Euroraum 
saisonbereinigter Verlauf 

 

 
IWH 

1 Zahlenangaben: Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %. 

Quellen: Eurostat; Berechnungen und Darstellung des IWH; ab  
4. Quartal 2014: Prognose des IWH. 
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Tabelle 3: 
Eckdaten zur Wirtschaftsentwicklung im 
Euroraum 

  2014 2015 2016 

 
Veränderung gegenüber  

dem Vorjahr in % 

reales Bruttoinlandsprodukt 0,8 1,0 1,4 
privater Konsum 0,8 0,9 1,1 
öffentlicher Konsum 0,9 0,9 0,9 
Bruttoanlageinvestitionen 0,7 1,6 2,9 
inländische Verwendung 0,8 1,0 1,4 
Exportea 3,2 4,2 4,9 
Importea 3,2 4,4 5,3 
Außenbeitragb 0,0 0,0 0,0 
Verbraucherpreisec 0,4 0,4 1,0 
Lohnstückkostend 0,9 1,1 1,2 

 
% in Relation zum nominalen  

Bruttoinlandsprodukt 
Budgetsaldoe −2,7 −2,5 −2,2 
Leistungsbilanzsaldo 2,7 3,0 2,8 

 
in % der Erwerbspersonen 

Arbeitslosenquotef 11,6 11,5 11,1 
a Einschließlich Intrahandel. – b Wachstumsbeitrag. – c Harmonisierter Ver-
braucherpreisindex. – d Bruttowertschöpfung je Beschäftigten. – e Gesamt-
staatlich. – f Standardisiert. 

Quellen: Prognose des IWH. 

duktionsausweitung um 1,3% ermöglicht (vgl. Abbil-
dung 5).  

Der Ölpreisfall verlangsamt die Verbraucherpreis-
inflation noch weiter (um etwa 0,4 Prozentpunkte im 
Jahr 2015), die Vorjahresraten dürften aber auch in 
den kommenden Quartalen knapp über der 0%-Marke 
bleiben. Alles in allem steigen die Verbraucherpreise 
im Jahr 2015 um 0,4% und im Jahr darauf um 1,0%. 
Die Arbeitslosigkeit ist mit 11,4% im Jahr 2015 und 
11,1% im Jahr 2016 kaum niedriger als im Jahr 2014 
(vgl. Tabelle 3). 

Binnenwirtschaft treibt Aufschwung in 
Großbritannien  

Seit Anfang 2013 ist die britische Wirtschaft im Auf-
schwung. Wesentliche Impulse sind vom Immobilien-
sektor gekommen: Die Baukonjunktur profitiert vom 
Anstieg der Häuserpreise seit dem Frühjahr 2013. 
Jüngst deutet sich für den Wohnungsbau zwar eine 
Verlangsamung an, im Jahr 2014 haben aber dafür die 

Ausrüstungsinvestitionen Fahrt aufgenommen. Die 
privaten Haushalte weiten ihre Konsumausgaben kräf-
tig aus, im Sommerhalbjahr mit einer Jahresrate von 
über 2½%. Weil die verfügbaren Einkommen und 
insbesondere die Löhne real nur wenig steigen, wird 
der Mehrkonsum über eine niedrigere Sparquote finan-
ziert. Den mäßigen Lohnerhöhungen steht seit der 
Großen Rezession ein niedriges Produktivitätswachs-
tum gegenüber. Allerdings entwickelte sich die Be-
schäftigung günstig. Die Arbeitslosenquote ist stetig 
auf zuletzt (August) 5,9% gefallen.  

Anlass zur Sorge über die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit der britischen Unternehmen gibt die 
außenwirtschaftliche Entwicklung: Die Exporte sta-
gnieren schon seit Sommer 2011, zuletzt gingen sie so-
gar leicht zurück. Eine Rolle spielt hierbei sicher die 
Aufwertung des Pfund (real effektiv um etwa 10% seit 
Sommer 2013) und vor allem die Schwäche der Wirt-
schaft im Euroraum, dem wichtigsten Absatzmarkt der 
britischen Wirtschaft. Das Leistungsbilanzdefizit ist 
mittlerweile auf etwa 4,5% in Relation zum Brutto-
inlandsprodukt gestiegen, nicht nur wegen der ne-
gativen Handelsbilanz, sondern wohl auch aufgrund 
niedriger Einkünfte aus Kapitalanlagen im Euroraum. 

Die Aufwertung des Pfund ist zusammen mit 
fallenden Rohstoffpreisen ein Grund dafür, dass die 
Verbraucherpreisinflation auf 1,3% im September 
2014 gefallen ist, also deutlich unter das 2%-Inflations-
ziel der Bank von England. Mit einer ersten Leit-
zinserhöhung wird mittlerweile erst für die zweite 
Hälfte des Jahres 2015 gerechnet. Das Budgetdefizit 
dürfte 2014/15 immer noch etwa 5% relativ zum 
Bruttoinlandsprodukt betragen. Aufgrund der niedri-
gen Lohnsteigerungen sind die öffentlichen Einnahmen 
jüngst schwächer als geplant ausgefallen. Die Finanz-
politik wird im Fiskaljahr 2015/16 (das im April 2015 
beginnt) wieder deutlich restriktiver wirken.  

Stimmungsindikatoren und Auftragseingänge 
deuten auf eine Fortsetzung des Aufschwungs im 
Jahr 2015 hin. Das Tempo dürfte allerdings im Ver-
lauf des Jahres 2015 mit dem Erreichen von Kapazi-
tätsgrenzen und aufgrund der wieder restriktiveren 
Finanzpolitik nachlassen. Es ist mit einem Zuwachs 
der gesamtwirtschaftlichen Produktion von knapp 
2½% in den Jahren 2015 und 2016 zu rechnen, nach 
3,0% im Jahr 2014 (vgl. Tabelle 4).  
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Tabelle 4:  
Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Arbeitslosenquote in Europa 
2014 bis 2016 

  Gewicht Bruttoinlandsprodukta Verbraucherpreiseb Arbeitslosenquotec 

 
(BIP) Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in % in % 

  in % 2014 2015 2016 2014 2015 2016 2014 2015 2016 

Deutschland 20,9 1,5 1,3 1,6 0,8 1,1 1,3 5,0 5,0 5,0 

Frankreich 15,7 0,4 0,4 1,1 0,5 0,2 1,0 10,3 10,3 10,1 

Italien 11,9 −0,3 0,3 0,9 0,0 −0,2 0,7 12,8 13,0 12,7 

Spanien 7,8 1,3 1,7 1,8 −0,2 −0,2 0,6 24,5 23,6 23,1 

Niederlande 4,6 0,8 1,4 1,7 0,3 0,5 1,0 6,8 6,5 6,3 

Belgien 2,9 1,0 1,3 1,5 0,5 0,3 1,3 8,5 8,5 8,3 

Österreich 2,4 0,3 0,7 1,3 1,4 1,2 2,0 5,0 5,1 5,0 

Finnland 1,5 −0,2 1,0 1,7 1,0 1,0 1,3 8,6 8,7 8,6 

Griechenland 1,5 0,9 2,0 1,9 −0,9 −1,3 −0,4 26,3 25,3 24,8 

Portugal 1,3 0,8 1,5 1,6 −0,3 −0,1 0,5 14,1 13,3 12,8 

Irland 1,3 5,0 2,7 2,6 0,1 0,1 1,3 11,4 10,9 10,5 

Slowakei 0,5 2,4 2,4 2,5 0,0 0,6 1,3 13,3 12,9 12,5 

Luxemburg 0,3 3,0 2,6 2,5 0,8 0,8 1,6 6,0 6,0 6,0 

Litauen 0,3 2,9 3,0 3,2 0,2 1,0 2,0 10,7 9,8 9,5 

Slowenien 0,3 2,6 2,0 2,2 0,3 0,3 1,1 9,4 8,8 8,6 

Lettland 0,2 2,6 3,0 3,1 0,7 1,5 2,6 10,9 10,7 10,5 

Zypern 0,1 −2,4 0,2 1,2 −0,3 0,3 1,3 15,6 15,0 14,6 

Estland 0,1 2,0 2,3 2,7 0,4 0,5 1,8 7,6 7,5 7,2 

Malta 0,1 3,0 2,8 2,6 0,6 1,1 2,1 5,8 5,8 5,7 

Euroraum insgesamt 73,5 0,8 1,0 1,4 0,4 0,4 1,0 11,5 11,4 11,1 

Euroraum ohne Deutschland 52,3 0,6 0,9 1,4 0,3 0,1 0,9 13,9 13,7 13,4 

Großbritannien 14,6 3,0 2,4 2,3 1,5 1,0 1,8 6,2 5,6 5,3 

Schweden 3,2 1,9 2,2 2,2 −0,1 0,5 1,5 8,0 8,0 8,0 

Polen 3,0 3,5 3,3 3,3 0,0 0,3 1,6 9,0 8,3 8,0 

Dänemark 1,9 0,8 1,5 1,8 0,5 0,4 1,2 6,5 6,4 6,2 

Tschechien 1,1 2,3 2,4 2,5 0,3 0,8 1,8 6,1 5,7 5,5 

Rumänien 1,1 3,0 2,8 2,8 1,5 1,8 2,7 6,8 6,7 6,4 

Ungarn 0,8 3,3 2,5 2,3 −0,1 1,8 3,0 7,7 7,3 7,1 

Kroatien 0,3 −0,5 0,2 1,0 0,2 0,3 1,1 16,6 15,8 15,4 

Bulgarien 0,3 1,5 1,0 1,3 −1,4 0,1 1,0 11,5 11,1 10,7 

MOE-Länderd 8,0 2,8 2,7 2,7 0,2 0,8 1,9 8,8 8,4 8,1 

EU 28e 100,0 1,3 1,4 1,7 0,5 0,5 1,2 10,1 9,8 9,6 
a Die Zuwachsraten sind untereinander nicht voll vergleichbar, da sie für einige Länder um Arbeitstageeffekte bereinigt sind, für andere – wie Deutschland – nicht. –  
b Harmonisierter Verbraucherpreisindex. – c Standardisiert. – d Mittel- und osteuropäische Länder: Slowakei, Slowenien, Estland, Polen, Tschechien, Rumänien, 
Ungarn, Bulgarien, Litauen, Lettland. – e Summe der aufgeführten Länder. Bruttoinlandsprodukt und Verbraucherpreise gewichtet mit dem Bruttoinlandsprodukt von 
2013 in US-Dollar. Arbeitslosenquote gewichtet mit der Zahl der Erwerbspersonen von 2013. 

Quellen: IWF; Prognose des IWH. 
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Abbildung 6: 
Reales Bruttoinlandsprodukt in Deutschland 
saison- und arbeitstäglich bereinigter Verlauf  

 

 
 IWH 

1 Ursprungswerte: Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen und Darstellung 
des IWH; ab 4. Quartal 2014: Prognose des IWH. 
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Mrd. Euro

Robuste Konjunktur in den mittel- und 
osteuropäischen Ländern  

Die Wirtschaft in den mittel- und osteuropäischen 
Mitgliedsländern der Europäischen Union ist trotz 
der Flaute im Euroraum und trotz der politischen und 
ökonomischen Krisen in Russland und der Ukraine 
recht stabil. Die Produktion hat im Jahr 2014 recht 
kräftig zugenommen, in Polen, der größten Volks-
wirtschaft in der Region, um etwa 3½%. Für 
Tschechien und Ungarn liegen die Raten etwas 
niedriger, aber deutlich über dem jeweiligen Trend. 
Die Binnennachfrage wurde in den meisten Ländern 
bis zuletzt deutlich ausgeweitet. Allerdings haben die 
Ausfuhren seit dem Sommer deutlich an Schwung 
verloren. Das Exportgeschäft mit dem Euroraum legte 
zuletzt kaum zu, und die Exporte nach Russland sind 
zumeist rückläufig.  

Unternehmen und private Haushalte haben sich 
von den Problemen in den Nachbarregionen wenig 
verunsichern lassen, weil wichtige makroökonomi-
sche Rahmenbedingungen stimmen oder sich verbes-
sern: Seit eineinhalb Jahren fällt die Arbeitslosigkeit 
fast überall spürbar. Die Verbraucherpreise sind stabil, 
mit Inflationsraten von deutlich unter 1% im Herbst. 
Mancherorts, etwa in Ungarn und Polen, sinkt das 
Preisniveau derzeit sogar leicht. Die Geldpolitik rea-
gierte in diesen Ländern im Jahresverlauf mit Sen-
kungen der Leitzinsen auf 2%, und in Polen dürfte 
der Leitzins im Jahr 2015 noch weiter herabgesetzt 
werden. Fallende Renditen auf Staatstitel signalisie-
ren Vertrauen der Finanzmärkte in die Stabilität der 
Länder. Dies hat es der Finanzpolitik (etwa in Tsche-
chien und in Ungarn) erleichtert, einen expansiven 
Kurs einzuschlagen. In Polen bleibt dagegen die Finanz-
politik am Ziel der Konsolidierung ausgerichtet.  

Im Winterhalbjahr dürfte die Konjunktur in den 
mittel- und osteuropäischen Mitgliedsländern der Euro-
päischen Union recht kräftig bleiben. Dafür sprechen 
gut gefüllte Auftragsbücher sowie Vertrauensindika-
toren, die entweder (wie in Tschechien) steigen oder 
(wie in Polen) ihr hohes Niveau halten. Allerdings 
dürfte die schwache Konjunktur in den westlichen 
und östlichen Nachbarregionen vielerorts die Pro-
duktion für den Export dämpfen. Andererseits profi-
tieren auch in Mitteleuropa Unternehmen und Haus-

halte von deutlich niedrigeren Energiepreisen. Der 
Produktionszuwachs dürfte im Jahr 2015 in der Re-
gion 2,7% betragen, nach 2,8% im Jahr 2014. 

 
 

Deutsche Konjunktur 

Schwaches Winterhalbjahr, aber positive 
Impulse vom Ölpreis 

Die deutsche Konjunktur ist im Jahr 2014 knapp an 
einer Rezession vorbeigeschrammt. Nach einem auch 
witterungsbedingt kräftigen Jahresauftakt ging die ge-
samtwirtschaftliche Leistung im zweiten Quartal zu-
rück und blieb im Herbst mit einem Zuwachs von 
0,1% schwach (vgl. Abbildung 6). Insbesondere die 
Unternehmensinvestitionen haben im Verlauf des 
Sommers 2014 kräftig nachgelassen; die Kapazitäten 
der deutschen Wirtschaft sind unterausgelastet. Die 
wirtschaftliche Erholung im Euroraum verläuft 
schleppend, und die Impulse aus den Schwellen-
ländern schwächen sich tendenziell ab. Zunehmend 
hat sich eine Skepsis unter den Unternehmen breitge-
macht, die von den geopolitischen Risiken vor allem 
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Tabelle 5: 
Quartalsdaten zur wirtschaftlichen Entwicklunga 

Veränderung in % gegenüber dem Vorquartal 

 2013 2014 2015 

 I II III IV I II III IV I II III IV 

private Konsumausgaben 0,2 0,6 0,3 −0,3 0,5 0,1 0,7 −0,1 0,2 0,5 0,6 0,4 

öffentlicher Konsum 0,0 0,0 0,6 −0,1 0,2 0,4 0,6 0,2 0,4 0,3 0,1 0,1 

Ausrüstungen −4,0 2,8 −0,6 2,6 1,7 0,4 −2,3 −0,2 0,6 1,3 1,5 1,6 

Bauten −2,8 3,0 1,8 0,7 4,2 −3,9 −0,3 0,4 0,6 0,7 0,7 0,6 

sonstige Anlagen 0,7 0,0 0,2 0,2 0,7 0,1 0,2 0,4 0,4 0,5 0,6 0,6 

Vorratsinvestitionenb 0,2 −0,2 0,3 −0,1 −0,1 0,1 −0,5 0,1 0,0 0,0 0,0 0,0 

inländische Verwendung −0,2 0,7 0,7 0,0 0,9 −0,2 −0,2 0,1 0,3 0,6 0,6 0,5 

Außenbeitragb −0,2 0,1 −0,4 0,5 −0,1 0,1 0,2 0,1 −0,1 −0,1 −0,1 −0,1 

 Exporte 0,7 1,4 0,7 1,7 −0,2 1,2 1,9 0,3 0,9 1,0 1,1 1,1 

 Importe 1,2 1,3 1,7 0,7 −0,1 1,1 1,7 0,2 1,3 1,5 1,5 1,5 

Bruttoinlandsprodukt −0,4 0,8 0,3 0,4 0,8 −0,1 0,1 0,2 0,2 0,4 0,5 0,4 
a Saison- und arbeitstäglich bereinigte Werte; in Vorjahrespreisen. – b Beitrag zur Veränderung des Bruttoinlandprodukts in Prozentpunkten (Lundberg-Komponenten). 

Quellen: Statistisches Bundesamt; ab 4. Quartal 2014: Prognose des IWH. 

im Zusammenhang mit dem russisch-ukrainischen 
Konflikt und vom wenig wachstumsfreundlichen Kurs 
der Bundesregierung ausgeht. Auch die privaten und 
öffentlichen Bauinvestitionen blieben im gesamten 
Sommerhalbjahr – zum Teil wohl noch als Reaktion 
auf das starke witterungsbedingte Plus am Jahres-
anfang – rückläufig. Für Lichtblicke hat vor allem der 
private Konsum gesorgt. Die privaten Haushalte ha-
ben nach einer Atempause im Frühjahr ihre Nach-
frage im Sommer wieder ausgeweitet. Zudem kam 
vom Außenhandel angesichts deutlicher Zuwächse 
der Exporte ein positiver Beitrag (vgl. Tabelle 5).  

Die aktuell vorliegenden Frühindikatoren deuten 
daraufhin, dass die Expansionskräfte aus der Welt, 
aber auch aus der Binnenwirtschaft wohl langsam an 
Boden gewinnen. So wird das Geschäftsklima von 
den Unternehmen erstmalig seit einem halben Jahr 
wieder besser eingeschätzt. Auch der Großhandel 
verweist auf eine leichte Erholung, und der Markit/ 
BME-Einkaufsmanager-Index für das Produzierende 
Gewerbe stieg zuletzt wieder etwas über die 50%-
Marke. Ein wichtiger Indikator für die Erholung sind 
auch die im Oktober 2014 gestiegenen Auftragsein-
gänge in der von der Konjunkturschwäche besonders 
stark betroffenen Industrie. Trotz dieser positiven 

Signale ist für das Winterhalbjahr 2014/2015 eine 
durchgreifende, d. h. breit angelegte und rasch an 
Tempo zunehmende Erholung noch nicht zu erwarten. 
Angesichts unterausgelasteter Kapazitäten werden die 
Unternehmen nur allmählich ihre Investitionen aus-
weiten, und der private Konsum dürfte nach der kräf-
tigen Zunahme im Herbst wohl zunächst in etwa auf 
diesem Niveau stagnieren. Dass es dennoch zu einer 
leichten Zunahme zum Jahreswechsel kommen wird, 
liegt an den wieder anziehenden Exporten, den Bau-
investitionen und den wenig konjunkturabhängigen 
Investitionen in geistiges Eigentum.  

Im Frühsommer 2015 dürften sich die konjunktu-
rellen Kräfte sowohl aus der Binnen- als auch aus der 
Außenwirtschaft weiter verstärken. Mit zunehmender 
Kapazitätsauslastung werden die Unternehmen wie-
der mehr in Ausrüstungen und Wirtschaftsbauten in-
vestieren; die Investitionen des Staates ziehen – auch 
angesichts der von der Bundesregierung eingeleiteten 
Maßnahmen für den Erhalt und den Ausbau der öffent-
lichen Infrastruktur – an. Die Wohnungsbauinvestitio-
nen bleiben aufwärtsgerichtet, auch wenn die Zuwächse 
aufgrund des erreichten hohen Niveaus sowohl von 
Seiten der privaten Haushalte als auch von Seiten in-
stitutioneller Investoren weniger kräftig ausfallen 
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werden. Auch der niedrige Ölpreis entfaltet positive 
Wirkungen auf die Konjunktur. Insgesamt steigen die 
realen Einkommen, was sich in einem wieder stärker 
zunehmenden Konsum der privaten Haushalte nieder-
schlagen sollte (vgl. Tabelle 6). Mit der schrittweisen 
Aufhellung des internationalen Umfelds, etwa der 
langsamen Erholung in Europa, werden auch die Ex-
porte an Kraft gewinnen. Angesichts der breiter an-
gelegten Belebung der Binnennachfrage werden aber 
auch die Importe im Prognosezeitraum wohl deut-
licher zulegen, wenn auch der Ölpreisverfall den An-
stieg in nominaler Rechnung dämpft. 

 

Tabelle 6: 
Beiträge der Nachfragekomponenten zur 
Veränderung des Bruttoinlandsproduktsa 
in Prozentpunkten 

 2014 2015 2016 
Konsumausgaben 0,8 1,0 1,0 
private Konsumausgaben 0,5 0,7 0,8 
Konsumausgaben des Staates 0,2 0,2 0,2 
Bruttoanlageinvestitionen 0,6 0,4 0,7 
Ausrüstungen 0,2 0,2 0,4 
Bauten  0,3 0,2 0,3 
sonstige Anlagen 0,0 0,1 0,1 
Vorratsveränderung −0,2 −0,1 0,1 

inländische Verwendung 1,1 1,2 1,9 
Außenbeitrag 0,4 0,0 −0,2 

Exporte 1,8 2,1 2,0 
Importe −1,4 −2,1 −2,3 
Bruttoinlandsprodukt 1,5 1,3 1,6 

a Abweichungen in der Summe rundungsbedingt. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Prognose des IWH. 

Alles in allem dürfte das Bruttoinlandsprodukt in 
Deutschland im Jahr 2014 um 1,5% steigen. Im Jahr 
2015 wird es wohl um 1,3% zunehmen – etwa 0,2 Pro-
zentpunkte davon sind auf den Ölpreisrückgang zu-
rückzuführen. Nach einer Unterauslastung der Kapa-
zitäten im Jahr 2014 dürfte sich die Produktionslücke 
Ende des Jahres 2015 schließen (vgl. Abbildung 7). 
Das um die höhere Zahl von Arbeitstagen bereinigte 
Bruttoinlandsprodukt steigt im Jahr 2015 um 1,0% 
und im Jahr 2016 um 1,5% (vgl. Tabelle 7). Im Jahr 
2016 dürfte die Produktion um 1,6% steigen. Für das 
Jahr 2014 reicht das 66%-Prognoseintervall für den 

Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts von 1,4% bis 1,6%, 
für das Jahr 2015 von 0,4% bis 2,1% bzw. für das 
Jahr 2016 von 0,2% bis 3,4% (vgl. Abbildung 8).9  

 

Abbildung 7: 
Produktionslücke in Deutschland 

 

 
 IWH 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen und Darstellung 
des IWH; ab 4. Quartal 2014: Prognose des IWH. 

Tabelle 7: 
Statistische Komponenten der BIP-
Wachstumsrate 
in % bzw. Prozentpunkten 

  2014 2015 2016 

statistischer Überhanga 0,7 0,1 0,6 

Jahresverlaufsrateb 0,9 1,5 1,4 

jahresdurchschnittliche  
BIP-Rate, kalenderbereinigt 1,5 1,0 1,5 

Kalendereffektc 0,01 0,25 0,09 

jahresdurchschnittliche  
BIP-Rate, kalenderjährlichd 1,5 1,3 1,6 

a Saison- und kalenderbereinigtes reales BIP im vierten Quartal des Vorjahres 
in Relation zum kalenderbereinigten Quartalsdurchschnitt des Vorjahres. –  
b Jahresveränderungsrate im vierten Quartal, saison- und kalenderbereinigt. – 
c In % des realen BIP. – d Abweichungen in der Summe rundungsbedingt. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Prognose des IWH. 

                                                        
9  Das 66%-Prognoseintervall überlagert die Wachstumsrate 

mit einer Wahrscheinlichkeit von 66% – sofern das Basis-
szenario zutreffend ist. Zur Berechnung werden die Pro-
gnosefehler des IWH aus der Vergangenheit herangezogen 
und Risikoszenarien ausgeblendet, d. h., die tatsächliche 
Prognoseunsicherheit unter Einbeziehung extremer Risiken 
ist höher als hier angegeben.  
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Abbildung 8: 
Prognoseunsicherheit1 
Veränderung gegenüber Vorjahr in % 

 

 
 IWH 

1 Zur Berechnung werden die Prognosefehler der Vergangenheit herangezogen 
und Risikoszenarien ausgeblendet, d. h., die tatsächliche Prognoseunsicherheit 
unter Einbeziehung extremer Risiken ist höher als hier angegeben. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen und Darstellung 
des IWH. 

Die Beschäftigung nimmt mit der Expansion der 
Produktion im Prognosezeitraum zu; der Zuwachs 
dürfte aber insgesamt deutlich geringer ausfallen als 
im Jahr 2014. Mit der Einführung des flächendecken-
den allgemeinen Mindestlohns werden Arbeitsplätze 
abgebaut und Produktivitätssteigerungen umgesetzt. 
Die Verbraucherpreise ziehen im Prognosezeitraum 
leicht an, auch getrieben durch das Überwälzen der 
höheren Mindestlohnkosten. 

Ostdeutschland expandiert weiter mit etwas 
geringeren Raten 

Die schwächelnde Konjunktur in Deutschland hat im 
Jahr 2014 auch auf die Produktions- und Dienst-
leistungsstandorte in Ostdeutschland übergegriffen.10 
Der im ersten Halbjahr 2014 erreichte Wachstums-
vorsprung der ostdeutschen gegenüber der westdeut-
schen Wirtschaft, der vor allem am guten Start ins Jahr 
2014 und einer damals noch recht guten Auftragslage 
                                                        
10 Vgl. Ludwig, U.; Exß, F.: IWH-Konjunkturbarometer 

Ostdeutschland: Produktion in Ostdeutschland stagniert 
gegen Jahresende. IWH-Pressemitteilung 31/2014 vom 
11.12.2014. 

der Industrie lag, dürfte zuletzt mehr als nivelliert 
worden sein. Die wichtigen Absatzmärkte der ost-
deutschen Wirtschaft liegen in Europa, und hier ver-
lief die Erholung äußerst schleppend. So waren die 
vom Ausland ausgehenden Auftragseingänge und die 
Umsätze der Investitionsgüterproduzenten im Sommer 
rückläufig. Auch gingen die Impulse vom Konsum an 
den Produzenten von Verbrauchsgütern in Ost-
deutschland weitgehend vorbei. Generell nimmt die 
Wertschöpfung im Baugewerbe und Handel vor allem 
demographisch bedingt langsamer zu als in West-
deutschland, und die öffentlichen Dienstleister unter-
liegen weiterhin einer Konsolidierung. Das Brutto-
inlandsprodukt in Ostdeutschland dürfte damit im 
Durchschnitt des Jahres 2014 mit 1,3% im Ost-West-
Vergleich langsamer expandieren. Aufgrund der lang-
fristigen demographischen Effekte dürften auch in 
den Folgejahren die Zuwächse der Produktion unter 
der in Westdeutschland liegen.11 

Infolge der zu Jahresbeginn recht kräftigen Aus-
weitung der Produktion dürfte die Zahl der Erwerbs-
tätigen im Jahr 2014 um 14 000 auf 5,89 Millionen 
Personen gestiegen sein. Die registrierte Arbeitslosig-
keit dürfte um 38 000 Personen sinken. Dies ist – wie 
in den Jahren zuvor – durch den Rückgang des 
Arbeitsangebots bedingt. Die Verringerung der Zahl 
der durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen geför-
derten Personen wirkt einem noch stärkeren Abbau 
der registrierten Arbeitslosigkeit entgegen. Insgesamt 
dürfte die auf die Erwerbspersonen bezogene Arbeits-
losenquote im Jahr 2014 9,5% betragen und damit 
um 0,6 Prozentpunkte unter dem Vorjahreswert lie-
gen. Im Jahr 2015 dürfte die Zahl der Erwerbstätigen 
abnehmen. Einen entscheidenden Einfluss darauf hat 
die Einführung des flächendeckenden gesetzlichen 
Mindestlohns. Da in Ostdeutschland der Anteil der 
Beschäftigten mit einem Stundenlohn von weniger 
als 8,50 Euro deutlich höher ist als in Westdeutsch-
land,12 dürften die negativen Beschäftigungseffekte 

                                                        
11 Vgl. hierzu Brautzsch, H.-U. et al.: Ostdeutsche Wirtschaft: 

Kräftige Konjunktur im Jahr 2014, Rückstand gegenüber 
Westdeutschland verringert sich aber kaum mehr, in: IWH, 
Konjunktur aktuell, Jg. 2 (3), 2014, 119-157. 

12  Vgl. hierzu Brautzsch, H.-U.; Schultz, B.: Im Fokus: 
Mindestlohn von 8,50 Euro: Wie viele verdienen weniger, 
und in welchen Branchen arbeiten sie?, in: IWH, 
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der Mindestlohneinführung in den Neuen Bundeslän-
dern stärker sein als in den Alten Bundesländern. Die 
Arbeitslosenquote dürfte wie im Vorjahr bei 9,5% 
liegen. 

Rahmenbedingungen für die Prognose 

Der hier vorgelegten Prognose liegen folgende An-
nahmen zugrunde: Der Preis für Öl der Sorte Brent 
wird im Jahr 2015 bei 70 US-Dollar und im Jahr 
2016 bei 73 US-Dollar je Barrel liegen. Der Wechsel-
kurs des Euro gegenüber dem US-Dollar liegt ab dem 
ersten Quartal 2015 bis zum Ende des Prognose-
zeitraums bei 1,25 US-Dollar/Euro. 

Die preisliche Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Wirtschaft dürfte sich etwas verbessern. Für 
den Welthandel wird erwartet, dass dieser in den Jah-
ren 2015 und 2016 jeweils um 4,6% zunimmt. Ferner 
wird davon ausgegangen, dass der Hauptrefinanzie-
rungssatz der EZB bis zum Jahresende 2015 bei 
0,05% liegen wird; auch für das Jahr 2016 ist nicht 
mit einem deutlichen Anstieg der Leitzinsen zu rechnen. 

Monetäre Bedingungen in Deutschland 
weiterhin sehr günstig 

In Deutschland sind sowohl die Zinsen an den Kredit-
märkten als auch die Umlaufsrenditen auf den  
Kapitalmärkten im Vergleich zum Vorjahr nochmals 
gesunken und liegen auf einem sehr niedrigen Niveau 
(vgl. Abbildung 9).  

Das Kreditvolumen steigt seit Anfang 2011 trend-
mäßig schwach. Das Volumen der Kredite an private 
Haushalte legte dabei zuletzt etwas stärker zu, wohin-
gegen die Kreditvergabe an Unternehmen stagnierte. 
Die Banken erwarten laut Bank Lending Survey mo-
derate Zuwächse der Kreditnachfrage von Unterneh-
men; für Immobilien- und Konsumkredite wird je-
doch mit einer unveränderten Nachfrage gerechnet. 
Die Finanzierungsbedingungen für deutsche Banken 
dürften angesichts der expansiv ausgerichteten Geld-
politik weiterhin sehr günstig bleiben. Eine Umkehr 
der in der Vergangenheit zu beobachtenden Flucht in 

                                                        
Wirtschaft im Wandel, Jg. 19 (3), 2013, 53-56. – 
Brautzsch, H.-U. et al., a. a. O., 124 f. 

sichere deutsche Staatsanleihen ist unwahrscheinlich. 
Der mögliche Ankauf von Unternehmens- und Staats-
anleihen durch die EZB könnte zu einem weiteren 
Fallen der Renditen führen. 

 

Abbildung 9: 
Kosten für externe Finanzierung der 
Unternehmen und Haushalte 
in % 

 

 
 IWH 

Quellen: Deutsche Bundesbank; Berechnungen und Darstellung 
des IWH. 

Finanzpolitik im Jahr 2015 nochmals ex-
pansiv ausgerichtet 

Im Jahr 2015 ist die Finanzpolitik erneut expansiv 
ausgerichtet (vgl. Tabelle 8). Dies geht im Wesent-
lichen auf die Leistungsausweitungen in der gesetz-
lichen Rentenversicherung13 zurück, die zur Mitte des 
Jahres 2014 in Kraft getreten sind und im Jahr 2015 
erstmals ganzjährig wirken. Hinzu kommen Auswei-
tungen von Pflegeleistungen im Rahmen des Gesetzes 
zur Neuausrichtung der Pflegeversicherung und des 
                                                        
13 Bessere Anerkennung von Erziehungszeiten für vor 1992 

geborene Kinder (so genannte „Mütterrente“), abschlags-
freier Rentenzugang für besonders langjährig Versicherte 
mit mindestens 45 Beitragsjahren (so genannte „Rente ab 
63“), Änderungen bei der Rente wegen Erwerbsminderung, 
Änderungen bei den Leistungen für Rehabilitation. 
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Umlaufsrenditen Unternehmensanleihen (Nicht-MFIs) 

Kredite an nicht-finanziellen Kapitalgesellschaften (neu, <=1J, >1Mio.) 

Konsumentenkredite (neu, effektiv) 

Wohnungsbaukredite (neu, effektiv) 
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Tabelle 8: 
Änderung von Steuern, Sozialabgaben und Staatsausgaben durch diskretionäre Maßnahmena 

Haushaltsentlastungen (+) und Haushaltsbelastungen (−), in Mrd. Euro gegenüber 2013 

 2014 2015 2016 
Alterseinkünftegesetz −1,0 −2,1 −3,3 
Anhebung des Grundfreibetrags bei der Einkommensteuer −1,5 −1,7 −1,7 
Änderung und Vereinfachung der Unternehmensbesteuerung und des steuerlichen 
Reisekostenrechts −0,2 −0,2 −0,2 

Änderung des Fernstraßenmautgesetzes  −0,2 −0,2 
Amtshilferichtlinien-Umsetzungsgesetz 0,1 0,3 0,4 
Erhöhung der Tabaksteuer 0,2 0,3 0,3 
Unternehmensteuerreformgesetz 2008 0,1 0,3 0,5 
schrittweise Abschaffung der Eigenheimzulage 0,3 0,4 0,5 
Einsparungen im Haushaltsvollzug 0,3 0,6 0,8 
Beseitigung von Flutschäden −0,5 −1,0 −0,5 
Aufstockung der Mittel zur Städtebauförderung durch den Bund   −0,2 
zusätzliche Investitionen im Bildungsbereich  −1,0 −1,0 
zusätzliche Infrastrukturinvestitionen des Bundes −0,5 −1,1 −2,5 
Erhöhung des Beitragssatzes zur sozialen Pflegeversicherung zum 01.01.2015  
um 0,3 Prozentpunkte auf 2,35%   3,4 3,5 

Senkung des Zusatzbeitrages zur gesetzlichen Krankenversicherung zum 01.01.2015  
auf durchschnittlich 0,7% und Erhöhung zum 01.01.2016 auf durchschnittlich 1,1%  −2,2 2,2 

Senkung des Beitragssatzes zur gesetzlichen Rentenversicherung zum 01.01.2015  
um 0,2 Prozentpunkte auf 18,7%  −2,2 −2,3 

Gesetz über Leistungsverbesserungen in der gesetzlichen Rentenversicherung −5,0 −9,9 −10,2 
Gesetz zur Neuausrichtung der Pflegeversicherung −0,1 −0,8 −1,0 
Erstes Pflegestärkungsgesetz  −2,4 −2,4 
Betreuungsgeld −0,5 −0,9 −1,0 
Änderung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes   −0,1 

insgesamtb −8,3 −20,5 −18,4 

insgesamt gegenüber 2013  
(in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt in %) −0,3 −0,7 −0,7 

insgesamt gegenüber Vorjahr  
(in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt in %) −0,3 −0,4 0,0 

a Ohne makroökonomische Rückwirkungen; ohne Berücksichtigung der Stützungsmaßnahmen für Finanzinstitute und Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
und Währungsunion (EWU). – b Differenzen durch Rundungsfehler.  

Quellen: Bundesministerium der Finanzen; Berechnungen und Schätzungen des IWH. 

Ersten Pflegestärkungsgesetzes. Zwar wird zur Finan-
zierung dieser Maßnahmen der Beitragssatz zur Pflege-
versicherung zum 1. Januar 2015 um 0,3 Prozent-
punkte angehoben. Dem steht jedoch die Senkung 
des Beitragssatzes zur gesetzlichen Rentenversiche-
rung um 0,2 Prozentpunkte gegenüber. Auch dürften 
einige gesetzliche Krankenkassen den kassenindivi-
duell festzusetzenden Zusatzbeitrag senken. Steuer-
lich entlastend wirkt die schrittweise Heraufsetzung 
der Abzugsfähigkeit von Altersvorsorgeaufwendungen 
im Rahmen des Alterseinkünftegesetzes. Schließlich 

dürften die im Koalitionsvertrag beschlossenen In-
vestitionen im Bildungsbereich und in die Verkehrs-
infrastruktur zunehmend umgesetzt werden, und die 
Maßnahmen zur Beseitigung der Flutschäden aus dem 
Jahr 2013 werden fortgeführt. Gegenüber dem Vorjahr 
beläuft sich der expansive finanzpolitische Impuls im 
Jahr 2015 auf 0,4% in Relation zum nominalen 
Bruttoinlandsprodukt. Im Jahr 2016 ist die Finanz-
politik nahezu konjunkturneutral ausgerichtet. Auf 
der einen Seite werden die privaten Haushalte erneut 
durch das Alterseinkünftegesetz entlastet, und der 
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Bund plant eine weitere Aufstockung der Infrastruktur-
investitionen.14 Demgegenüber ergeben sich aus den 
vom Volumen her bedeutenden Leistungsausweitungen 
in der gesetzlichen Rentenversicherung und in der 
Pflegeversicherung im Jahr 2016 keine weiteren staat-
lichen Mehrausgaben. Stattdessen dürfte eine Reihe 
gesetzlicher Krankenkassen gezwungen sein, im Jahr 
2016 einen höheren Zusatzbeitrag zu erheben. Zudem 
wirken einzelne steuerpolitische Maßnahmen nach-
fragedämpfend, und die Maßnahmen zur Beseitigung 
der Flutschäden laufen aus.  

Robuste Beschäftigungsentwicklung setzt sich 
fort 

Trotz der schwachen Entwicklung der gesamtwirt-
schaftlichen Produktion hat sich der kräftige Beschäf-
tigungsaufbau fortgesetzt. Die Zahl der Erwerbs-
tätigen nahm im dritten Quartal des Jahres 2014 um 
81 000 Personen bzw. 0,2% gegenüber dem Vor-
quartal zu. Der Beschäftigungsaufbau resultierte voll-
ständig aus der Zunahme von abhängigen Beschäfti-
gungsverhältnissen. Der Rückgang der Zahl der 
Selbstständigen ist vorläufig zum Stillstand gekom-
men. Dies ist vor allem dadurch bedingt, dass sich 
der seit etwa drei Jahren zu beobachtende Abbau der 
geförderten Selbstständigkeit nicht fortgesetzt hat.15 
Damit dürfte die Entwicklung der Zahl der Selbst-
ständigen wieder stärker von der robusten Entwick-
lung der ungeförderten Selbstständigkeit bestimmt sein. 
Die sozialversicherungspflichtige (SV-pflichtige) Be-
schäftigung nahm mit 116 000 Personen bzw. 0,4% 
erneut deutlich stärker zu als die Zahl der Erwerbstä-
tigen. Gegenüber dem Vorjahresquartal stieg die Zahl 
der SV-Pflichtigen um 1,7%. Davon waren etwa knapp 
drei Fünftel Teilzeitstellen. Besonders stark nahm die 
Beschäftigung in den Bereichen Wirtschaftliche 

                                                        
14 In dieser Prognose ist unterstellt, dass in den Jahren 2016 bis 

2018 im Rahmen einer Investitionsinitiative zehn Mrd. Euro 
für öffentliche Investitionen (für Infrastrukturmaßnahmen 
und für die Steigerung der Energieeffizienz) durch den 
Bund bereitgestellt werden, von denen im Jahr 2016 gut 
eine Mrd. Euro realisiert werden. 

15 Vgl. dazu Fuchs, J.; Hummel, M.; Hutter, C.; Klinger, S.; 
Wanger, S.; Weber, E.; Weigand, R.; Zika, G.: 
Arbeitsmarkt 2014/2015: Robust, aber risikobehaftet, in: 
IAB-Kurzbericht 18/2014, 7 f. 

Dienstleistungen (+1,0%) sowie Gesundheits- und 
Sozialwesen (+0,7%) zu. Aber auch im Verarbei-
tenden Gewerbe stieg die Zahl der SV-pflichtigen 
Beschäftigung um 0,3%; hingegen stagnierte die Be-
schäftigung im Baugewerbe. 

Das Arbeitsvolumen nahm mit 0,5% sehr kräftig 
zu. Die Arbeitszeit je Arbeitnehmer stieg um 0,3%.16 
Eine wesentliche Ursache dafür besteht darin, dass 
aufgrund der starken Arbeitsnachfrage die Arbeits-
zeitkonten der Beschäftigten deutlich aufgestockt 
wurden: Im dritten Quartal 2014 wurden pro Arbeit-
nehmer 1,6 Stunden aufgebaut, im dritten Quartal 2013 
waren es nur 0,5 Stunden.17 Zudem nahm die Zahl 
der bezahlten und der unbezahlten Überstunden pro 
Beschäftigten gegenüber dem Vorjahresquartal etwas 
zu. Hingegen stieg der krankheitsbedingte Arbeits-
ausfall um eine Stunde. 

Die Zahl der registrierten Arbeitslosen stagnierte 
im dritten Quartal 2014. Gegenüber dem ersten Quartal 
2014 waren allerdings 17 000 Personen weniger arbeits-
los. Dabei entfielen 4 000 Personen auf Arbeitslose 
im Versicherungssystem (SGB III) und 13 000 auf 
Arbeitslose im Grundsicherungssystem (SGB II). Der 
Rückgang der Arbeitslosigkeit bleibt aber deutlich 
hinter dem Anstieg der Zahl der Erwerbstätigen zu-
rück. Entscheidend dafür sind zwei Ursachen: der 
weitere Rückgang der Zahl der Personen in arbeits-
marktpolitischen Maßnahmen sowie die anhaltend 
starke Zunahme des Erwerbspersonenpotenzials. 

Zur ersten Ursache: Die Zahl der durch arbeits-
marktpolitische Maßnahmen geförderten Personen lag 
um 22 000 Personen unter dem Vorjahresstand.18 Per-
sonen in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen werden 
in der amtlichen Statistik nicht zu den Arbeitslosen 
gezählt. Nach Beendigung der Teilnahme an einer 
Maßnahme wird jedoch ein Teil dieser Personen als 

                                                        
16  Das Saisonbereinigungsverfahren BV4.1 weist für das 

dritte Quartal 2014 den Zuwachs des Arbeitsvolumens 
bzw. der Arbeitsstunden je Erwerbstätigen mit 0,1 bzw.  
−0,1% deutlich „flacher“ aus als das Saisonbereinigungs-
verfahren Census X-12-ARIMA (0,5% bzw. 0,3%). 

17 Vgl. IAB: Arbeitsvolumen wieder gestiegen; Presseinfor-
mation des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
vom 03.12.2014. 

18  Zu diesen werden hier die Maßnahmen zur Förderung ab-
hängiger Beschäftigung bzw. von Selbstständigkeit sowie 
die Beschäftigung schaffenden Maßnahmen gezählt. 

http://doku.iab.de/kurzber/2014/kb1814.pdf
http://www.iab.de/de/informationsservice/presse/presseinformationen/az1403.aspx
http://www.iab.de/de/informationsservice/presse/presseinformationen/az1403.aspx
http://www.iab.de/de/informationsservice/presse/presseinformationen/az1403.aspx
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Arbeitslose registriert. Dieser Wechsel von offener 

und verdeckter Arbeitslosigkeit wird durch das Kon-

zept der Unterbeschäftigung19 sichtbar gemacht: Wäh-

rend im dritten Quartal saisonbereinigt die Zahl der 

registrierten Arbeitslosen stagnierte, ging die Zahl 

der Unterbeschäftigten um 24 000 zurück. 

Die zweite Ursache für die nicht proportionale Ent-

wicklung von Erwerbstätigkeit und registrierter Arbeits-

losigkeit liegt in der Zunahme des Erwerbspersonen-

potenzials. Diese resultiert zum einen aus der weiteren 

Zunahme der Erwerbsbeteiligung. So stieg die 

Erwerbsbeteiligung der nicht zugewanderten Bevöl-

kerung von 68,1% im zweiten Quartal 2013 auf 

68,3% im zweiten Quartal 2014.20 Dabei nahm vor 

allem die Erwerbsbeteiligung von Frauen und Älteren 

weiter zu. So stieg die Erwerbsbeteiligung der Frauen 

von 63,4% auf 64,1%. Bei den Älteren – dies sind 

hier Personen im Alter ab 50 Jahren – stieg die Quote 

von 52,5% auf 54,0%. Allerdings dürfte ab dem dritten 

Quartal die Einführung der abschlagsfreien Rente ab 

63 Jahren zum 1. Juli 2014 den Anstieg der Erwerbs-

beteiligung von Älteren konterkarieren. Zum anderen 

stieg das Erwerbspersonenpotenzial infolge der an-

haltend hohen Nettozuwanderung: In den ersten drei 

Monaten des Jahres 2014 – aktuellere Daten liegen 

noch nicht vor – betrug der Wanderungssaldo 107 000 

Personen.21 Der größte Beitrag entfiel mit 28,0% erst-

mals auf Bulgarien und Rumänien, für die seit Anfang 

2014 die unbeschränkte Arbeitnehmerfreizügigkeit 

gilt.22 Im Jahr 2013 betrug der Anteil der Zuwanderer 

aus diesen beiden Ländern 16,5%. Die acht neuen 

                                                        

19  Beim Konzept der Unterbeschäftigung wird angenommen, 

dass ohne den Einsatz dieser Maßnahmen die Arbeitslosen-

zahl entsprechend höher ausfallen würde. In der hier ver-

wendeten Abgrenzung sind bei den Unterbeschäftigten die 

Kurzarbeiter nicht eingerechnet. Vgl. hierzu auch: Bundes-

agentur für Arbeit: Umfassende Arbeitsmarktstatistik: 

Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung. Nürnberg, Mai 

2009, 19 ff. sowie Weiterentwicklung des Messkonzepts 

der Unterbeschäftigung. Nürnberg 2011. 

20 Vgl. hierzu: http://ec.europa.eu/eurostat/data/database. 

21 Vgl. Statistisches Bundesamt: Wanderungen über die Gren-

zen Deutschlands nach Herkunfts- und Zielgebieten, lfd. 

Monate. 

22 Vgl. hierzu auch Brücker, H.; Hauptmann, H.; Vallizadeh, 

E.: Zuwanderungsmonitor Bulgarien und Rumänien. IAB, 

Zuwanderungsmonitor Bulgarien und Rumänien. Novem-

ber 2014. 

EU-Mitgliedsländer23 hatten im ersten Quartal 2014 

einen Anteil von 17,6% (2013: 26,7%). Die vier süd-

europäischen Krisenländer Griechenland, Portugal, 

Italien und Spanien kamen auf einen Anteil von 

17,7% (2013: 19,3%). Die hohe Nettozuwanderung 

schlägt sich auch in der Zahl der Beschäftigten nieder. 

Im September 2014 lag die Zahl der sozialversiche-

rungspflichtig Beschäftigten bzw. ausschließlich ge-

ringfügig Beschäftigten aus diesen Ländern um 

212 000 Personen über dem Vorjahreswert.24 Davon 

kam knapp die Hälfte aus Bulgarien und Rumänien. 

Vom gesamten Beschäftigungszuwachs in Deutschland 

entfielen zwei Fünftel auf Personen aus diesen EU-

Mitgliedsländern. Alles in allem dürfte das Erwerbs-

personenpotenzial nach Schätzungen des Instituts für 

Arbeitsmarkt- und Berufsforschung Nürnberg (IAB) 

im Jahr 2014 um 140 000 Personen steigen.25 Der de-

mographisch bedingte Rückgang in Höhe von etwa 

300 000 Personen wird durch die höhere Erwerbsbe-

teiligung (+100 000) und die Nettozuwanderung 

(+340 000)26 mehr als kompensiert. 

Die positive Beschäftigungsentwicklung hat sich 

im vierten Quartal 2014 fortgesetzt. Begünstigt wurde 

dies durch die anhaltend hohe Zahl an offenen Stellen.27  

                                                        

23 Dabei handelt es sich um die zum 1. Mai 2004 der EU 

beigetretenen mittel- und osteuropäischen Staaten Estland, 

Lettland, Litauen, Polen, Tschechien, die Slowakei, Slo-

wenien und Ungarn. 

24 Vgl. Bundesagentur für Arbeit: Auswirkungen der Arbeit-

nehmerfreizügigkeit und der EU-Schuldenkrise auf den 

deutschen Arbeitsmarkt: Berichtsmonat: September 2014. 

Nürnberg, November 2014.  

25 Vgl. Fuchs, J. et al., a. a. O., 7 f.  

26 Bei einer Nettozuwanderung von etwa 500 000 Personen 

wird hier unter Berücksichtigung des Erwerbsverhaltens 

der Zuwanderer das Erwerbspersonenpotenzial um schät-

zungsweise 340 000 Personen im Jahr 2014 zunehmen. 

Vgl. ebenda. 

27  Nach Angaben des IAB gab es im zweiten Quartal des Jahres 

2014 in Deutschland 1,06 Millionen offene Stellen auf dem 

ersten Arbeitsmarkt. Dies waren 127 000 bzw. 13,6% mehr 

als im Vorjahresquartal. Der Bestand an offenen Stellen ent-

spricht in etwa der Zahl vor Ausbruch der Großen Rezession. 

Vgl. Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung Nürn-

berg (IAB): IAB-Stellenerhebung: Gut eine Million offene 

Stellen im zweiten Quartal 2014. Auch der Stellenindex der 

Bundesagentur für Arbeit hat im November 2014 erneut 

zugenommen. Vgl. Bundesagentur für Arbeit: Der BA-X 

im November 2014: Arbeitskräftebedarf nach wie vor 

hoch. Der Bestand der bei der Bundesagentur für Arbeit ge-

meldeten Arbeitsstellen ist saisonbereinigt ebenfalls deut-

lich gestiegen. Bundesagentur für Arbeit: Saisonbereinigte 

http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Grundlagen/Methodenberichte/Arbeitsmarktstatistik/Generische-Publikationen/Methodenbericht-Arbeitslosigkeit-Unterbeschaeftigung.pdf
http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Grundlagen/Methodenberichte/Arbeitsmarktstatistik/Generische-Publikationen/Methodenbericht-Arbeitslosigkeit-Unterbeschaeftigung.pdf
http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Grundlagen/Methodenberichte/Arbeitsmarktstatistik/Generische-Publikationen/Methodenbericht-Weiterentwicklung-Messkonzept-Unterbeschaeftigung.pdf
http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Grundlagen/Methodenberichte/Arbeitsmarktstatistik/Generische-Publikationen/Methodenbericht-Weiterentwicklung-Messkonzept-Unterbeschaeftigung.pdf
http://epp.eurostat.ec.europa.eu/portal/page/portal/employment_unemployment_lfs/data/database
http://epp.eurostat.ec.europa.eu/portal/page/portal/employment_unemployment_lfs/data/database
http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/Zuwanderungsmonitor_1411.pdf
http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Statistische-Analysen/Statistische-Sonderberichte/Generische-Publikationen/Auswirkungen-der-Arbeitnehmerfreizuegigkeit-und-der-EU-Schuldenkrise-auf-den-Arbeitsmarkt.pdf
http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Statistische-Analysen/Statistische-Sonderberichte/Generische-Publikationen/Auswirkungen-der-Arbeitnehmerfreizuegigkeit-und-der-EU-Schuldenkrise-auf-den-Arbeitsmarkt.pdf
http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Content/Statistische-Analysen/Statistische-Sonderberichte/Generische-Publikationen/Auswirkungen-der-Arbeitnehmerfreizuegigkeit-und-der-EU-Schuldenkrise-auf-den-Arbeitsmarkt.pdf
http://www.iab.de/de/informationsservice/presse/presseinformationen/os1402.aspx
http://www.iab.de/de/informationsservice/presse/presseinformationen/os1402.aspx
http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Con¬tent/Arbeitsmarktberichte/Fachkraeftebedarf-Stellen/BA-X/Ba-X-2013-11.pdf
http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Con¬tent/Arbeitsmarktberichte/Fachkraeftebedarf-Stellen/BA-X/Ba-X-2013-11.pdf
http://statistik.arbeitsagentur.de/Statischer-Con¬tent/Arbeitsmarktberichte/Fachkraeftebedarf-Stellen/BA-X/Ba-X-2013-11.pdf
http://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Statistik/Grundlagen/Saisonbereinigung/Saisonbereinigte-Daten-Nav.html
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Tabelle 9:  

Erwerbstätigkeit nach Beschäftigtengruppen in Deutschland 2013 und 2014 

 2013 2014 Veränderung 

   1 000 Personen in % 

Arbeitnehmer 37 824 38 236 412 1,1 

sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 29 713 30 196 483 1,6 

Vollzeit 21 931 22 131 200 0,9 

Teilzeit 7 782 8 065 283 3,6 

gefördertea 121 108 −13 −10,5 

nicht geförderte 29 592 30 088 496 1,7 

ausschließlich geringfügig entlohnte Beschäftigte 5 017 5 032 15 0,3 

Ein-Euro-Jobs (Variante: Mehraufwandsentschädigung) 111 98 −13 −11,5 

sonstige 2 983 2 909 −74 −2,5 

Selbstständige einschließlich mithelfender 

Familienangehöriger 
4 457 4 421 −36 −0,8 

geförderte Selbstständigkeit 27 33 6 22,0 

Gründungszuschuss 4 3 −1 −20,2 

Leistungen zur Eingliederung von Selbstständigen 4 3 0 −13,8 

Einstiegsgeld (Variante: Selbstständigkeit) 19 26 7 38,2 

nicht geförderte Selbstständigkeit 4 430 4 388 −42 −1,0 

Erwerbstätige (Inland) 42 281 42 657 376 0,9 

darunter:     

staatlich subventionierte Erwerbstätige 382 336 −46 −12,2 

geförderte Erwerbstätigeb 258 239 −20 −7,6 

Kurzarbeit 124 97 −27 −21,8 

ungeförderte Erwerbstätigkeit 41 899 42 321 422 1,0 

nachrichtlich:  

Anteil der staatlich subventionierten Erwerbstätigen an 
den Erwerbstätigen (Inland) 

0,9 0,8   

a Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen; Beschäftigungsphase Bürgerarbeit; Arbeitnehmer mit Eingliederungszuschüssen (einschl. für Schwerbehinderte); Eingliederungsgut-
schein; Entgeltsicherung für Ältere nach § 421j SGB III; Einstiegsgeld (Variante: Beschäftigung); Beschäftigungszuschuss nach § 16e SGB II; durch Personal-Service-
Agenturen geförderte Personen; Ein-Euro-Jobs (Entgeltvariante). – b Geförderte sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, Ein-Euro-Jobs (Variante: Mehraufwands-
entschädigung) sowie geförderte Selbstständige. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Bundesagentur für Arbeit; Berechnungen des IWH; 2014: Prognose des IWH. 

Im Durchschnitt des Jahres 2014 dürften etwa 

376 000 bzw. 0,9% mehr Personen erwerbstätig ge-

wesen sein als im Vorjahr.28 Einem Zuwachs bei den 

abhängig Beschäftigten in Höhe von 412 000 Perso-

nen steht ein Rückgang der Selbstständigen von 

                                                        
Daten. Das ifo Beschäftigungsbarometer für die gewerbliche 

Wirtschaft Deutschlands (inklusive des Dienstleistungs-

gewerbes) ist hingegen im November 2014 gefallen. Vgl. 

ifo München: ifo Beschäftigungsbarometer Deutschland: 

Firmen deutlich zurückhaltender bei Neueinstellungen. 

November 2014. 

28 In der Prognose des IWH ist für das Jahr 2014 eine Netto-

zuwanderung von 500 000, für das Jahr 2015 von 480 000 

und für das Jahr 2016 von 460 000 Personen unterstellt. 

36 000 gegenüber.29 Die Zahl der sozialversicherungs-

pflichtig Beschäftigten dürfte um 483 000 Personen 

zugenommen haben (vgl. Tabelle 9). Die registrierte 

Arbeitslosigkeit dürfte im Schlussquartal 2014 zu-

rückgegangen sein. 30  

                                                        

29 Dies ist vor allem auf einen statistischen Effekt zurück-

zuführen: Obwohl im Verlauf des Jahres 2014 die Zahl der 

Selbstständigen (einschließlich mithelfende Familienan-

gehörige) saisonbereinigt fast unverändert geblieben ist, lag 

die Zahl der Selbstständigen im Durchschnitt des Jahres 

2014 deutlich unter dem Wert des Vorjahres. Die Ursache 

liegt im höheren Niveau der Zahl der Selbstständigen am 

Ende des Jahres 2013. 

30 Auch das IAB-Arbeitsmarktbarometer signalisiert für die 

nächsten drei Monate eine stabile bis leicht sinkende Ar-

beitslosigkeit. Dieser Indikator beruht auf den Erwartungen 
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Abbildung 10: 

Erwerbstätige 

Inlandskonzept, saisonbereinigter Verlauf 

 

 
 IWH 

1 Ursprungswerte: Veränderung gegenüber dem Vorjahr in tausend Personen. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen und Darstellung 
des IWH; ab 4. Quartal 2014: Prognose des IWH. 

Im Jahr 2015 wird die Beschäftigung infolge der 

kräftigen Expansion der Produktion um 0,4% zuneh-

men (vgl. Abbildung 10). Dabei dürfte der Anstieg 

der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung mit 

0,8% erneut deutlich über der Zunahme der Er-

werbstätigkeit liegen. Die Zunahme der Zahl der Er-

werbstätigen dürfte aber insgesamt deutlich geringer 

ausfallen als im Jahr 2014. Eine Ursache dafür dürf-

ten Beschäftigungsverluste sein, die infolge der Ein-

führung des flächendeckenden Mindestlohns eintre-

ten werden. Zwar sind bereits vor Inkrafttreten der 

neuen gesetzlichen Regelungen erste Reaktionen der 

Unternehmen auf die zu erwartende Lohnkostenerhö-

hung sichtbar geworden (vgl. Kasten 1).31 Spürbare 

Effekte dürften aber vor allem im Jahr 2015 eintreten. 

Vor allem Minijobs werden betroffen sein, da bei ei-

ner Lohnanhebung deren Verdienstobergrenze über-

                                                        
der lokalen Arbeitsagenturen zur kurzfristigen Entwicklung 

der Arbeitslosigkeit und wird seit Oktober 2013 monatlich 

veröffentlicht. IAB-Arbeitsmarktbarometer steigt weiter: 

Presseinformation des Instituts für Arbeitsmarkt- und Be-

rufsforschung vom 25.11.2014. 

31 Vgl. Holtemöller, O.: Die Macht der Erwartungen: Warum 

die zukünftige Einführung des Mindestlohns schon heute 

die Konjunktur beeinflusst, in: IWH-Pressemitteilung 

29/2014 vom 13.11.2014. 

schritten wird, Sozialversicherungspflicht eintritt und 

diese Beschäftigungsform an Attraktivität einbüßt.32  

Die Entwicklung der registrierten Arbeitslosigkeit 

im Jahr 2015 wird durch die Einführung des flächen-

deckenden gesetzlichen Mindestlohns und die ab-

schlagsfreie Rente ab 63 beeinflusst. Dabei ist die 

Wirkungsrichtung dieser beiden gesetzlichen Neu-

regelungen entgegengesetzt: Aufgrund des Mindest-

lohns dürfte die Zahl der Arbeitslosen zunehmen. 

Hingegen wird die abschlagsfreie Rente ab 63 auf-

grund der damit verbundenen Verringerung des Er-

werbspersonenpotenzials zu einem Rückgang der Ar-

beitslosigkeit führen.33 Im Durchschnitt des Jahres 

2015 dürfte die registrierte Arbeitslosigkeit um etwa 

37 000 Personen über dem Stand des Vorjahrs liegen. 

Die Arbeitslosenquote dürfte 6,4% betragen und auch 

im Jahr 2016 auf diesem Niveau liegen.34  

Der Tariflohnanstieg lag im dritten Quartal 2014 

bei 2,8% im Vergleich zum Vorjahresquartal. Dies 

war deutlich weniger als noch in der ersten Jahres-

hälfte, in der die Tariflöhne um 3,3% stiegen. Hier 

bewirkten Nachzahlungen aufgrund einzelner neu ab-

geschlossener Tarifverträge (Einzelhandel) einen kurz-

fristigen kräftigen Anstieg des Tariflohnindex; der 

Anstieg der vereinbarten regelmäßig gezahlten tarif- 

                                                        

32 Vgl. auch Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose: Deutsche 

Wirtschaft stagniert – Jetzt Wachstumskräfte stärken, 

Gemeinschaftsdiagnose Herbst 2014. Berlin 2014. – Projekt-

gruppe Gemeinschaftsdiagnose: Deutsche Konjunktur im 

Aufschwung – aber Gegenwind von der Wirtschaftspolitik, 

Gemeinschaftsdiagnose Frühjahr 2014. Halle (Saale) 2014. 

33  Vgl. Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose: Deutsche 

Wirtschaft stagniert – Jetzt Wachstumskräfte stärken, Ge-

meinschaftsdiagnose Herbst 2014. Berlin 2014. Dort wird 

betont, dass frei werdende Stellen wohl nur in seltenen 

Fällen durch Arbeitslose besetzt werden, sondern vor allem 

durch Betriebswechsel, betriebliche Umstrukturierungen 

oder Einstellung von Berufsanfängern. Eine Entlastung bei 

der Arbeitslosigkeit ist über die dynamischen Prozesse am 

Arbeitsmarkt zu erwarten.  

 Der Sachverständigenrat geht davon aus, dass sich durch 

die Rente mit 63 die Anzahl der Personen, welche die 

Möglichkeit eines früheren Renteneintritts in Anspruch 

nehmen, in den Jahren 2014 und 2015 um 60 000 bezie-

hungsweise 100 000 erhöht. Vgl. Sachverständigenrat zur 

Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: 

Mehr Vertrauen in Marktprozesse – Jahresgutachten 

2014/2015, 110. 

34  Dabei wird die Zahl der registrierten Arbeitslosen auf die 

Zahl der Erwerbspersonen, zu denen die registrierten Ar-

beitslosen und die Erwerbstätigen (Inland) gehören, bezogen. 
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http://www.iab.de/de/informationsservice/presse/presseinformationen/ab1114.aspx
http://www.iab.de/de/informationsservice/presse/presseinformationen/ab1114.aspx
http://www.iwh-halle.de/d/publik/sonst/gd/2014h/gd_lang.pdf
http://www.iwh-halle.de/d/publik/sonst/gd/2014h/gd_lang.pdf
http://www.iwh-halle.de/d/publik/sonst/gd/2014h/gd_lang.pdf
http://www.iwh-halle.de/asp/pubdetails.asp?Lang=d&ID=4504&ACTION=Details
http://www.iwh-halle.de/asp/pubdetails.asp?Lang=d&ID=4504&ACTION=Details
http://www.iwh-halle.de/asp/pubdetails.asp?Lang=d&ID=4504&ACTION=Details
http://www.iwh-halle.de/d/publik/sonst/gd/2014h/gd_lang.pdf
http://www.iwh-halle.de/d/publik/sonst/gd/2014h/gd_lang.pdf
http://www.iwh-halle.de/d/publik/sonst/gd/2014h/gd_lang.pdf
http://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/jahresgutachten-2014-2015.html
http://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/jahresgutachten-2014-2015.html
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Kasten 1: 
Zur Einführung des flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohns: Welche Anpassungsreaktionen sind zu 
beobachten? 

 
Infolge der Einführung des flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohnsa zum 01.01.2015 haben in einer Reihe 
von Branchen die Tarifpartner die Einführung des Mindestlohns bis Ende des Jahres 2014 vereinbart. In einigen 
Branchen wurde die Möglichkeit von Übergangsregelungen genutzt, wonach schrittweise bis Ende des Jahres 
2017 der Mindestlohn eingeführt werden wird. In einigen Branchen ist noch offen, wie die rechtliche Neurege-
lung umgesetzt werden soll. In Tabelle 10 sind für die jeweiligen Wirtschaftsbereiche einige wichtige tarifliche 
Vereinbarungen ausgewiesen. 

Von Interesse sind die Branchen, in denen der Anteil der Beschäftigten mit einem Bruttostundenlohn von weni-
ger als 8,50 Euro besonders hoch ist. Dies betrifft vor allem die Bereiche Land- und Forstwirtschaft, in denen ein 
Drittel der Arbeitnehmer weniger als 8,50 Euro pro Stunde verdient, den Handel (23,2%), das Gastgewerbe 
(51,2%) und den – recht heterogenen – Bereich Finanzierung, Vermietung, Unternehmensdienstleister (13,6%). 
Die Anteile der Beschäftigten mit einem Bruttostundenlohn von weniger als 8,50 Euro in Ostdeutschland sind in 
allen hier ausgewiesenen Bereichen deutlich höher als in Westdeutschland. Dies zeigt sich auch im Median-
Bruttostundenlohn der Vollzeitbeschäftigten. Dieser lag im ostdeutschen Gastgewerbe im Jahr 2013 bei 8,92 Euro, 
in Westdeutschland bei 10,67 Euro je Stunde. 

Tabelle 10:  
Anteil der abhängig Beschäftigtena mit einem Bruttostundenlohnb von bis zu 8,50 Euro an den abhängig 
Beschäftigten insgesamt, Median-Bruttostundenlohn der Vollzeitbeschäftigten, Anzahl der Arbeitnehmer und 
Tariflohnanpassung an den Mindestlohn nach Branchen in Ost- und Westdeutschlandc 

 Anteil Beschäftigte 
mit Stundenlohn  
unter 8,50 Euroc 

Median-Bruttostunden-
lohn der Vollzeit-

beschäftigtenc in Euroc 

Arbeitnehmer (Inland)  
in 1 000 Personend 

Anpassung der untersten Tariflohngruppe 
an den Mindestlohn 

 2013 2013 2012 bereits vor bzw.  
zum 01.01.2015 

bis Ende des Jahres 
2017 

(Übergangsregelung) Branche Ost West D Ost West D Ost West D 

Land- und 
Forstwirtschaft,  
Fischerei  

48,6 21,0 32,3 8,87 12,52 11,02 108 223 331  Landwirtschaft 

Produzierendes 
Gewerbe ohne 
Baugewerbe  

20,0 6,4 8,5 11,48 17,00 15,69 954 6 610 7 564 Fleischerhandwerk  
in einigen 
Bundesländern 

Feinkeramische 
Industrie 
Ostdeutschland 
(Angestellte) 

Baugewerbe  20,2 6,8 9,9 11,82 14,42 14,14 380 1 594 1 974 Dachdeckerhand-
werk (Angestellte) 

 

Handel  41,5 18,3 23,2 10,96 12,69 12,12 646 4 503 5 149 Einzelhandel, 
Floristik (West) 

 

Gastgewerbe  66,7 48,0 51,2 8,92 10,67 10,44 202 1 238 1 440 Hotel- und 
Gaststättengewerbe  
in einigen 
westdeutschen 
Bundesländern 

Hotel- und 
Gaststättengewerbe 
in einigen 
Bundesländern 

Verkehr; 
Nachrichten-
übermittlung  

22,9 8,1 11,4 13,09 15,58 15,00 381 2 573 2 954   

Finanzierung, 
Vermietung, Unter-
nehmensdienstleister  

26,9 10,7 13,6 15,29 20,16 19,15 777 5 250 6 027 Zeitarbeit (West)e, 
Bewachungsgewerbe 
in einigen 
Bundesländernf ; 
Garten-, Landschafts- 
und Sportplatzbau 
(West); 

Zeitarbeit (Ost)e; 
Garten-, Landschafts- 
und Sportplatzbau 
(Ost); Gebäude-
reinigerhandwerk 
Arbeiter (Ost)f; 
Erwerbsgartenbau  

öffentliche und 
private Dienstleister  

16,0 8,9 10,3 14,65 17,16 16,41 1 714 9 907 11 621 Friseurhandwerk 
(West) 

Friseurhandwerk 
(Ost) 

insgesamt  24,2 10,6 13,2 12,69 16,34 15,58 5 162 31 898 37 060   
a Arbeiter, Angestellte und Beamte (mit einem Stundenverdienst von mindestens zwei Euro), ohne Ein-Euro-Jobber, Personen in Werkstätten für behinderte Menschen, 
Auszubildende und Praktikanten. – b Quotient aus Bruttomonatsverdienst und vereinbarter Arbeitszeit pro Monat (inklusive bezahlte Überstunden) – c Westdeutschland 
mit Berlin-West; Ostdeutschland mit Berlin-Ost. – d Westdeutschland mit Berlin; Ostdeutschland ohne Berlin. – e Hier galt bereits vorher ein Mindestlohn gemäß 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz. – f Hier galt bereits vorher ein Mindestlohn gemäß Arbeitnehmerentsendegesetz. 

Quellen: SOEP (SOEP v30betabeta); VGR der Länder; Tarifspiegel: unterste Tarife nach Branchen http://www.boeckler.de/wsi-tarifarchiv_2270.htm vom 
10.12.2014; Berechnungen des IWH. 

http://www.boeckler.de/wsi-tarifarchiv_2270.htm
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Die Einführung des Mindestlohns wird für einen nicht unbeträchtlichen Teil der Unternehmen mit einer 

Steigerung der Lohnkosten verbunden sein. Dies wird die Unternehmen zu Ausweichstrategien veranlassen. Im 

Rahmen diverser Befragungen von Unternehmen und Führungspersonen wurde versucht, diese Strategien zu 

identifizieren. So wurden in der monatlichen Konjunkturfrage des ifo Instituts im November 2014 etwa 6 300 

Unternehmen aus den Bereichen Verarbeitendes Gewerbe, Groß- und Einzelhandel sowie Dienstleistungen 

befragt, ob ihr Unternehmen von der Mindestlohnerhöhung betroffen ist und – wenn dies der Fall ist – welche 

Maßnahmen das Unternehmen zur Bewältigung der Kostensteigerung ergreifen wird.
b 

Dabei gab über ein Viertel der Unternehmen an, dass sie direkt von der Mindestlohneinführung betroffen sind. 

Der Anteil der von der Mindestlohneinführung betroffenen Unternehmen ist in den Branchen recht unter-

schiedlich: Im Verarbeitenden Gewerbe sind es 21%, im Einzelhandel (einschließlich Kfz) 43%, im Großhandel 

20%, in den Dienstleistungsunternehmen 31% und im Gastgewerbe sogar 72%. Dabei sind in allen Branchen 

ostdeutsche Unternehmen stärker betroffen als westdeutsche. Bezüglich der Maßnahmen, die die Unternehmen 

zur Vermeidung negativer Effekte der Mindestlohneinführung ergreifen wollen, ergab sich folgendes Bild: 

 Fast 43% der vom Mindestlohn betroffenen Unternehmen gaben an, dass keine Maßnahmen zur 

Bewältigung des durch die Mindestlohneinführung induzierten Lohnkostendrucks notwendig bzw. 

vorgesehen sind. 

 
 Knapp 26% der Unternehmen werden auf die Einführung des Mindestlohns mit Preiserhöhungen 

reagieren.
c
 Mit 31,3% ist der Anteil bei den Dienstleistungsunternehmen insgesamt besonders hoch. 

Mehr als die Hälfte der Unternehmen im Gastgewerbe beabsichtigt, die Preise zu erhöhen.  

 
 Knapp 22% der Unternehmen wird durch Personalabbau auf die Einführung des Mindestlohns 

reagieren.
d
 Besonders hoch ist der Anteil im Einzelhandel (29,3%). Ein Teil der Unternehmen 

beabsichtigt, ihren Personalbestand aufgrund der Mindestlohneinführung bereits im Jahr 2014 zu 

reduzieren.
e
  

 
 Die Sonderzahlungen wollen 23% der Unternehmen kürzen. Die Anteile im Gastgewerbe (35,2%) und 

im Einzelhandel (28,0%) liegen deutlich über dem Durchschnitt.  

 
 Knapp 18% der Unternehmen wollen mit einer Verkürzung der Arbeitszeit reagieren. Im Einzelhandel 

sind es sogar 32,5%, der Anteil im Gastgewerbe ist fast genauso hoch. 

 
 Ein Teil der Unternehmen sieht auch eine Verringerung der Investitionen vor. So wollen 22,9% der 

Einzelhandelsunternehmen und 26,2% der Unternehmen im Gastgewerbe weniger investieren. 

 

a Im Folgenden steht der Begriff Mindestlohn für den flächendeckenden, allgemeinen Mindestlohn. – b Vgl. Erthle, C.; 

Wohlrabe, K.; Wojciechowski, P.: Der flächendeckende Mindestlohn und die Reaktion der Unternehmen, in: ifo 

Schnelldienst, Jg. 67 (23), 2014, 50-52, http://www.cesifo-group.de/DocDL/ifosd_2014_23_5.pdf. – c Bei dieser Umfrage 

waren Mehrfachnennungen möglich. – d Einer Umfrage von Roland Berger Strategy Consult zufolge erwarten zwei Drittel 

der befragten Führungskräfte Beschäftigungsverluste infolge der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns. Vgl. Die Welt, 

08.12.2014. http://www.welt.de/wirtschaft/article135116455/Der-deutsche-Mittelstand-schreibt-100-000-Jobs-ab.html. Einer 

Sonderauswertung Mittelstand der DIHK-Konjunkturumfrage zufolge reduzieren viele mittelständische Taxiunternehmen 

sowie Post-, Kurier- und Expressdienstleister ihre Beschäftigungspläne. Vgl. DIHT: Wirtschaftspolitik verunsichert 

Mittelstand, Herbst 2014. http://www.dihk.de/presse/meldungen/2014-12-08-auswertung-mittelstand. – e Die ifo Personal-

leiterbefragung im ersten Quartal 2014 ergab, dass 5% der teilnehmenden Unternehmen mit einer Verringerung ihres 

Personalbestands infolge der Mindestlohneinführung bereits im Jahr 2014 rechnen. Für das Jahr 2015 erwarten 11% der 

Unternehmen einen Personalrückgang. Vgl. hierzu: Jacob-Puchalska, A.: Ifo Personalleiterbefragung – Einfluss eines flächen-

deckenden Mindestlohns, in: ifo Schnelldienst, Jg. 67 (9), 2014, 44f., http://www.cesifo-group.de/DocDL/ifosd_ 

2014_09_9.pdf. 

 

 

 

lichen Grundvergütungen lag wesentlich niedriger. Im 

Jahr 2014 gab es zahlreiche neue Tarifvereinbarungen, 

in denen die Einführung des gesetzlichen Mindest-

lohns geregelt wurde. In besonders stark von den 

Mindestlöhnen betroffenen Branchen (beispielsweise 

Landwirtschaft, Garten-, Landschafts- und Sportplatz-

http://www.cesifo-group.de/de/ifoHome/publications/journals/ifo-Schnelldienst.html
http://www.welt.de/wirtschaft/article135116455/Der-deutsche-Mittelstand-schreibt-100-000-Jobs-ab.html
http://www.dihk.de/presse/meldungen/2014-12-08-auswertung-mittelstand
http://www.cesifo-group.de/de/ifoHome/publications/journals/ifo-Schnelldienst/Archiv/sd2014.html
http://www.cesifo-group.de/de/ifoHome/publications/journals/ifo-Schnelldienst/Archiv/sd2014.html
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bau in Ostdeutschland) wurde von den vom Gesetz-

geber ermöglichten Übergangsregelungen Gebrauch 

gemacht, wonach noch bis Ende 2017 unter dem 

Mindestlohn gezahlt werden darf. In anderen Bran-

chen (beispielsweise Garten-, Landschafts- und 

Sportplatzbau in Westdeutschland) wird der Mindest-

lohn bereits zum 01.01.2015 eingeführt. In einigen 

Branchen stehen entsprechende Tarifvereinbarungen 

noch aus. Mit der Einführung der Mindestlöhne wer-

den auch in darüberliegenden Lohngruppen zusätz-

liche Lohnanpassungen nötig. Daher werden im Jahr 

2015 wohl auch die im Tariflohnindex erfassten mitt-

leren Lohngruppen etwas kräftiger steigen als im Jahr 

zuvor. Im Jahr 2016 dürfte sich dieser Anstieg etwas 

abschwächen. 

Die Bruttolöhne und -gehälter je Beschäftigten 

werden im Jahr 2014 um 2,8% steigen. Dass ihr An-

stieg unter dem der Tariflöhne liegt, dürfte der Über-

zeichnung des Tariflohnanstiegs durch Sondereffekte 

(Nachzahlungen) und der konjunkturellen Schwäche-

phase im Sommer 2014 geschuldet sein. Durch die 

gestiegene Arbeitszeit der Beschäftigten, die teil-

weise auf Arbeitszeitkonten gutgeschrieben und noch 

nicht vergütet wurde, legten die Stundenlöhne weni-

ger kräftig zu. Insgesamt werden die Bruttolöhne und 

-gehälter im Jahr 2014 um 3,9% zunehmen. 

Mit der Einführung des flächendeckenden Mindest-

lohns zu Beginn des Jahres 2015 werden die Stun-

denlöhne im Niedriglohnbereich kräftig steigen. Das 

wird zu unterschiedlichen Anpassungsstrategien (vgl. 

Kasten 1) führen: So wollen die Unternehmen neben 

Preiserhöhungen und Reduzierung von Sonderzahlun-

gen auch die Arbeitszeit verringern (beispielsweise 

durch Anpassung und Flexibilisierung der Arbeitszeiten 

an die Nachfrage) oder Arbeitsplätze abbauen.35 Im Er-

gebnis dürfte damit die Produktivität stärker und die 

Arbeitsnachfrage weniger steigen. 

Insgesamt dürften die Stundenlöhne im Jahr 2015 

um 3,8% und im Jahr 2016 um 3,5% ansteigen. Die 

Lohnstückkosten nehmen im Jahr 2014 wohl um 

1,9%, im Jahr 2015 um 2,7% und ein Jahr später um 

2,1% zu.  

                                                        

35 Vgl. Erthle, C.; Wohlrabe, K.; Wojciechowski, P.: Der 

flächendeckende Mindestlohn und die Reaktion der 

Unternehmen, in: ifo Schnelldienst, Jg. 67 (23), 2014, 50-52. 

Zunahme der Exporte bleibt aufgrund der 

moderaten weltwirtschaftlichen Dynamik 

verhalten 

Im dritten Quartal 2014 entwickelte sich der Außen-

handel – im Gegensatz zu den beiden Vorquartalen – 

deutlich dynamischer. Die Ausfuhren stiegen saison- 

und kalenderbereinigt zum Vorquartal um 1,9%, die 

Einfuhren um 1,7%. Damit hatte der Außenhandel 

einen leicht positiven Effekt auf die Zunahme des 

Bruttoinlandsprodukts (0,2 Prozentpunkte). Im Okto-

ber übertrafen die Ausfuhren nominal zwar den  

Septemberrekord nochmals, saison- und kalender-

bereinigt verringerten sie sich jedoch leicht (−0,5%), 

bei den Einfuhren ging die Dynamik zum Vormonat 

noch stärker zurück (−3,1%).  

Die regere Entwicklung der Warenexporte im 

dritten Quartal ist Ausdruck stärker gestiegener Waren-

lieferungen vor allem ins nichteuropäische Ausland. 

Insbesondere belebten sich die Warenausfuhren 

(Spezialhandel) in den Nahen Osten und in die Verei-

nigten Staaten sowie in asiatische Länder. In den Euro-

raum hingegen, wo es nach wie vor kaum Anzeichen 

für eine deutliche Erholung der Konjunktur gibt, 

entwickelten sich die Exporte nur in einige Länder 

etwas dynamischer, darunter die nach Portugal und 

Spanien.  

Die Auftragseingänge für das Verarbeitende Ge-

werbe und insbesondere für Investitionsgüter deuten 

auch für die nächsten Monate auf eine nur verhaltene 

Ausweitung der Exporte hin. Der Index der Auftrags-

eingänge im Verarbeitenden Gewerbe ist in den Mona-

ten September und Oktober zwar für alle Untergruppen 

bei den Auslandsaufträgen gestiegen, für den Euro-

raum allerdings nur leicht. Die weiterhin nur sehr zö-

gerliche konjunkturelle Erholung im Euroraum dürfte 

dämpfend auf die Exporte wirken, ebenso der anhal-

tende Konflikt zwischen Russland und der Ukraine 

und die damit verbundene Unsicherheit. Begünstigend 

für die deutschen Ausfuhren wirken die Abwertung 

des Euro und die damit verbundene Verbesserung der 

preislichen Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt-

schaft. 

Vor diesem Hintergrund wird sich der Exportzu-

wachs nach 3,8% in diesem Jahr auf 4,6% im Jahr 

2015 beschleunigen. Für 2016 ist mit einem ähnlich 

http://www.cesifo-group.de/de/ifoHome/publications/journals/ifo-Schnelldienst.html
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hohen Zuwachs zu rechnen (vgl. Abbildung 11). Da-
mit werden die Ausfuhren im Durchschnitt in den 
Jahren 2014 und 2015 etwas stärker und im Jahr 2016 
etwas geringer als der Welthandel zulegen.  

 

Abbildung 11: 
Reale Exporte 
Saison- und arbeitstäglich bereinigter Verlauf 

 

 
 IWH 

1 Ursprungswerte: Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen und Darstellung 
des IWH; ab 4. Quartal 2014: Prognose des IWH. 

Die Importe entwickelten sich im dritten Quartal 
2014 schwächer als die Exporte, im ersten Halbjahr 
legten sie nahezu gleich stark zu. Aufgrund der sich 
nur schwach entwickelnden Binnennachfrage, vor 
allem des in den vergangenen Quartalen nur mäßigen 
Expansionstempos der Investitionen, nahmen die Ein-
fuhren nur gering zu. Im Jahr 2015 werden die Im-
porte mit etwas stärker steigenden Exporten sowie 
einer leicht beschleunigt expandierenden Binnennach-
frage kräftiger zulegen als im Jahr zuvor. Im Prognose-
zeitraum werden sie mit 5,3% im Jahr 2015 und 5,7% 
im Jahr 2016 die Expansion der Ausfuhren jeweils 
übertreffen (vgl. Tabelle 11). In der Folge wird der 
Außenhandel im Jahr 2015 nicht und im Jahr 2016 
leicht negativ zur Produktionsausweitung beitragen.  

Die Terms of Trade haben sich in den vergan-
genen Quartalen bei stärker sinkenden Einfuhr- als 
Ausfuhrpreisen deutlich verbessert. Hier wirkten sich 
sinkende Rohstoffpreise aus, während bei den Aus-

fuhren aufgrund der teilweise schwachen Absatzlage 
in verschiedenen Branchen keine höheren Preise 
durchgesetzt werden konnten. Im Prognosezeitraum 
werden die Ausfuhrpreise jedoch mit einer Belebung 
des Welthandels und der anziehenden Auslandsnach-
frage einen leichten Auftrieb erhalten. Die Einfuhr-
preise dürften zunächst aufgrund der niedrigen Roh-
stoffpreise noch etwas weiter sinken. Die Terms of 
Trade werden sich somit verbessern. 

 

Tabelle 11: 
Indikatoren zur Außenwirtschaft 

 2014 2015 2016 

 Veränderung gegenüber 
 dem Vorjahr in % 

Exporte, real 3,8 4,6 4,4 

Importe, real 3,5 5,3 5,7 

 % in Relation zum nominalen 
Bruttoinlandsprodukt 

Exporte, nominal 45,7 46,4 47,0 

Importe, nominal 39,1 39,6 40,5 

 Außenbeitrag 

Mrd. Euro, nominal 189,6 204,8 202,6 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Prognose des IWH. 

Investitionen erholen sich nur allmählich 

Die Unternehmensinvestitionen haben nach einer 
kräftigen Ausweitung im Winterhalbjahr 2013/2014 
im Verlauf des Sommers deutlich nachgelassen. Die 
Kapazitäten der deutschen Wirtschaft sind immer noch 
unterausgelastet. Auch haben die geopolitischen Ri-
siken vor allem im Zusammenhang mit dem russisch-
ukrainischen Konflikt kaum an Brisanz verloren. Die 
damit verbundene Unsicherheit der Unternehmen, 
gepaart mit der verbreiteten Skepsis über die Wir-
kung der Arbeitsmarkt- und Energiepolitik, haben die 
Unternehmen wohl veranlasst, nur notwendige Er-
satzinvestitionen zu tätigen. Deutlich weniger haben 
zudem die öffentlichen Haushalte im Sommerhalb-
jahr investiert; das betrifft nicht nur die sehr volatilen 
Ausrüstungen, sondern auch deren Wohn- und 
Nichtwohnbauten sowie die Forschungs- und 
Entwicklungsaktivitäten. Kraftlos zeigten sich zuletzt 
aber auch die privaten Wohnungsbauinvestitionen, 
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was vor allem als Korrektur auf die hohen witte-

rungsbedingten Bauaktivitäten zu Jahresbeginn zu 

werten ist. Zum Teil dürften sich aber auch die ab-

schwellenden Impulse vom Eigenheimbau nieder-

schlagen.  

Im Winterhalbjahr dürften die Investitionen zu-

nächst noch schwach bleiben; insbesondere die Unter-

nehmensinvestitionen werden angesichts der nur 

allmählichen gesamtwirtschaftlichen Erholung eher 

zögerlich zulegen. Im Verarbeitenden Gewerbe ist 

die Kapazitätsauslastung im Schlussquartal nochmals 

gesunken. Auch hinsichtlich der über die Nachfrage 

erwarteten Kapazitätsauslastung in den nächsten Mo-

naten spricht in den meisten Industriebranchen per 

saldo eine Mehrheit der Betriebe von mehr als ausrei-

chenden technischen Kapazitäten.36 Vor diesem Hinter-

grund haben die Bestellungen von Investitionsgütern 

aus dem Inland bis zum September abgenommen und 

sprechen für nochmals leicht rückläufige Ausrüstungs-

investitionen zum Jahresende 2014. Dass die inländi-

schen Bestellungen nach Investitionsgütern im Okto-

ber 2014 wieder zugelegt haben, ist allerdings als 

erstes positives Zeichen zu werten.37 Sowohl dies als 

auch die gestiegenen Neuzulassungen an Nutzfahr-

zeugen, die Trendwende beim ifo Geschäftsklima im 

November 2014 sowie die leichte Rückbildung der 

Unsicherheitsindikatoren am aktuellen Rand dürften 

für den Jahresbeginn 2015 auf eine, wenngleich noch 

schwache, Aufwärtsbewegung hindeuten. Auch der 

gewerbliche Bau dürfte dann wieder zulegen, worauf 

Auftragseingänge und Baugenehmigungen verwei-

sen. Im späteren Verlauf des Jahres 2015 und im Jahr 

2016 dürften sich mit der sich etwas kräftigenden 

Weltkonjunktur und der hier unterstellten Erholung im 

Euroraum die Absatzaussichten weiter verbessern. 

Damit im Einklang wird sich das Investitionstempo in 

Ausrüstungen und Wirtschaftsbauten wohl weiter be-

                                                        

36 Der Saldo der Betriebsmeldungen mit mehr als ausreichen-

den gegenüber denen mit nicht ausreichenden technischen 

Kapazitäten hat laut ifo Konjunkturtest in den gewichtigen 

Vorleistungs- und Investitionsgütergewerben zuletzt noch-

mals zugelegt und liegt aktuell bei 16%. Von Kapazitäts-

engpässen sprechen per saldo lediglich die Hersteller von 

DV-Geräten, Elektronik und Optik. Vgl. ifo Konjunktur-

perspektiven, 10/2014. München 2014. 

37 Ohne den sonstigen Fahrzeugbau, der aufgrund von Groß-

projekten die konjunkturelle Tendenz überzeichnen würde. 

schleunigen, zumal die Finanzierungsbedingungen bei 

niedrigen Zinsen, nur wenig veränderten Kreditbedin-

gungen und dann wieder zunehmenden Gewinnerwar-

tungen günstig sind. Die Investitionen in Ausrüstun-

gen und Wirtschaftsbauten nehmen im Jahr 2014 vor 

allem aufgrund des hohen Ausgangsniveaus um 3,1% 

(vgl. Abbildung 12) bzw. 3,8% zu. Im Jahr 2015 ist 

vor allem die zögerliche Erholung zu Jahresbeginn 

dafür verantwortlich, dass die Expansion hier nur 

2,6% bzw. 1,2% beträgt. Im Jahr 2016 ziehen nach 

dieser Prognose die Investitionen in Ausrüstungen 

und Wirtschaftsbauten dann mit 6,5% bzw. 2,7% 

kräftiger an (vgl. Tabelle 12). Die Investitionen in 

FuE werden angesichts deren Bedeutung für die 

Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen im gesamten 

Prognosezeitraum die Investitionskonjunktur stützen. 

 

Abbildung 12: 

Reale Investitionen in Ausrüstungen 

Saison- und arbeitstäglich bereinigter Verlauf 

 

 
 IWH 

1 Ursprungswerte: Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen und Darstellung 
des IWH; ab 4. Quartal 2014: Prognose des IWH. 

Die Wohnungsbauinvestitionen dürften nach dem 

schwachen Sommerhalbjahr wieder zulegen; dafür 

sprechen die hohen und zuletzt nochmals gestiegenen 

Auftragsbestände. Es verdichten sich allerdings die 

Anzeichen, dass der Wohnungsbau im Prognosezeit-

raum alles in allem auf einen verhalteneren Entwick-

lungspfad einschwenkt. Zwar ist der Arbeitsmarkt 

weiterhin stabil, die real verfügbaren Einkommen 
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steigen, und die Finanzierungsbedingungen sind an-

gesichts günstiger Zinsen und nur kaum veränderter 

Kreditbedingungen anhaltend gut. Die Auftragsein-

gänge im Bauhauptgewerbe und die Baugenehmigun-

gen für den Wohnungsneubau sind aber seit geraumer 

Zeit in der Tendenz rückläufig, was vor allem an ge-

ringeren Impulsen aus dem Ein- und Zweifamilien-

hausbau liegt. Hier ist in den vergangenen Jahren be-

reits ein recht hohes Niveau erreicht worden. Dagegen 

ist der Mehrfamilienhausbau, vor allem getätigt von 

Wohnungsunternehmen und von Fondsanlegern, weiter 

aufwärtsgerichtet.38 Gestützt wird diese Entwicklung 

von der Tendenz, dass private Haushalte wieder ver-

stärkt in die Städte zurückkehren und die Migration 

nach Deutschland weiter zunimmt. Das führt zu einer 

erhöhten Wohnungsnachfrage in Ballungszentren und 

einzelnen prosperierenden Städten. Die guten Ver-

marktungsaussichten ziehen bei sonst geringen alter-

nativen Anlagemöglichkeiten vermehrt Investoren an. 

Im Zuge der hier unterstellten Erholung im Euroraum 

wird sich ihr Engagement im späteren Verlauf aber 

wohl etwas weniger dynamisch fortsetzen. Anregungen 

werden im Prognosezeitraum auch vom Ausbau und 

der Modernisierung des Wohnungsbestands ausge-

hen. Allerdings könnte die neuerliche Ankündigung 

der Bundesregierung, eine steuerliche Förderung von 

energetischen Sanierungsmaßnahmen an bestehenden 

Gebäuden im Verlauf des Jahres 2015 umzusetzen, 

eine vorübergehende abwartende Haltung bis zur 

endgültigen Kenntnis und zum Inkrafttreten des Ge-

setzes nach sich ziehen.39 Unsicherheit geht wohl 

auch von dem vorgelegten Gesetzentwurf zur Miet-

preisbremse aus, der zu juristischen Zweifeln hin-

sichtlich der Bestimmung von angespannten Märkten 

und der Definition von umfassenden und einfachen 

Modernisierungen geführt hat.40 Alles in allem stei-

                                                        
38 Gemessen an den veranschlagten Kosten hat dieses Markt-

segment seit dem Tiefpunkt der Wohnungsbaukonjunktur 

im Jahr 2005 seinen Anteil von 13% (2009, im Jahr der 

globalen Krise, lag er bei 14%) auf aktuell 39% des ge-

samten Neubauvolumens erhöht.  

39 Vgl. BMWi-Pressemitteilung vom 03.12.2014: Gabriel: Wir 

systematisieren die Energiewende und machen Energie-

effizienz zur zweiten Säule.  

40 Siehe Gesetzentwurf zur Dämpfung des Mietanstiegs auf 

angespannten Wohnungsmärkten und zur Stärkung des 

Bestellerprinzips bei der Wohnungsvermittlung (Miet-

rechtsnovellierungsgesetz - MietNovG) unter 

gen die Wohnungsbauinvestitionen im Jahr 2015 

wohl um 1,3% nach 3,1% im Jahr zuvor; im Jahr 

2016 dürfte der Zuwachs bei 2,2% liegen. 

 

Abbildung 13: 

Reale Bauinvestitionen 

Saison- und arbeitstäglich bereinigter Verlauf 

 

 
 IWH 

1 Ursprungswerte: Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen und Darstellung 
des IWH; ab 4. Quartal 2014: Prognose des IWH. 

Der öffentliche Bau, der im Sommerhalbjahr 2014 

zum Teil als Korrektur auf das witterungsbedingt starke 

Winterhalbjahr zuvor, zum Teil aber auch aufgrund 

von Verschiebeeffekten bei notwendigen Fluthilfe-

maßnahmen außergewöhnliche Rückgänge zu verzeich-

nen hatte, dürfte im Prognosezeitraum wohl wieder 

anziehen. Die Auftragsbestände im Straßenbau sind 

zwar beträchtlich abgeschmolzen, die im sonstigen 

öffentlichen Tiefbau haben aber zuletzt wieder deut-

lich und die im Hochbau leicht zugenommen. Für 

eine Belebung sprechen auch die relativ entspannte 

Finanzlage der öffentlichen Haushalte im Prognose-

zeitraum und die von der Bundesregierung eingelei-

teten Maßnahmen für den Erhalt und den Ausbau der 

öffentlichen Infrastruktur. Die öffentlichen Bau-

investitionen steigen im Jahr 2014 um 3,0%; in den 

Jahren 2015 und 2016 ziehen sie wohl mit 3,6% bzw. 

4,0% leicht stärker an. Die Bauinvestitionen insgesamt 

                                                        
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/031/1803121.pdf 

sowie Rechtsgutachten unter http://www2.haus-und-

grund.com/presse_ 910.htm. 
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Tabelle 13: 
Verfügbare Einkommen und Konsumausgaben 
der privaten Haushaltea in Deutschland 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

 2014 2015 2016 

verfügbare Einkommen, nominal 2,2 2,6 2,8 

darunter:     

 Nettolöhne und -gehälter  
 (Summe) 3,5 3,8 2,8 

 monetäre Sozialleistungen 2,3 3,9 2,5 

 Selbstständigen-, Vermögens-
 einkommen −0,1 −0,2 2,9 

 Sparen 3,4 3,5 3,1 

 private Konsumausgaben,  
 nominal 2,1 2,4 2,8 

nachrichtlich: 
Bruttolöhne und -gehälter 
(Summe) 

3,9 4,0 3,8 

Sparquote (in %) 9,2 9,3 9,3 

Preisindex des privaten Konsums 1,1 1,1 1,2 

private Konsumausgaben, real 1,0 1,3 1,6 
a Einschließlich der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Prognose des IWH. 

steigen im Jahr 2014 aufgrund der hohen Niveaus zu 
Jahresbeginn um 3,3%. Im Jahr 2015 bewirkt da-
gegen der schwache Jahresstart, dass die Bauinvesti-
tionen voraussichtlich nur um 1,6% zulegen; im Jahr 
darauf dürfte der Zuwachs allerdings bei 2,5% liegen 
(vgl. Abbildung 13 und Tabelle 12).  

 

Tabelle 12: 
Reale Anlageinvestitionen in Deutschland 
Veränderung gegenüber Vorjahr in % 

 2014 2015 2016 

Anlageinvestitionen insgesamt 2,9 1,9 3,8 

Ausrüstungen 3,1 2,6 6,5 

sonstige Anlagen 1,2 1,6 2,5 

Bauinvestitionen insgesamt 3,3 1,6 2,5 

  Wohnbauten 3,1 1,3 2,2 

  Nichtwohnbauten insgesamt 3,6 1,9 3,1 

    gewerbliche Bauten 3,8 1,2 2,7 

    öffentliche Bauten 3,0 3,6 4,0 

nachrichtlich:    

Unternehmensinvestitionen 2,7 1,9 4,8 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Prognose des IWH 

Privater Verbrauch stützt deutsche  
Konjunktur  

Die privaten Haushalte weiteten im Sommer 2014 
ihre Käufe nach einer kurzen Atempause im Frühjahr 
kräftig aus. Insbesondere die Ausgaben für Kraftfahr-
zeuge, Instandhaltung und Reparatur nahmen kräftig 
zu, im Einzelhandel wurde hingegen deutlich weniger 
gekauft. Im vierten Quartal 2014 wird der private 
Konsum wohl auf hohem Niveau stagnieren. Dafür 
sprechen beispielsweise sowohl die aktuelle Lage des 
GfK-Konsumklima-Indikators41 als auch die Internet-
Suchanfragen nach Online-Shoppingportalen.42 Die 
Pkw-Neuzulassungen sind im November hingegen 
leicht gesunken. Insgesamt dürften die privaten Kon-
sumausgaben im Jahr 2014 damit um 1,0% steigen. 

                                                        
41 Vgl. dazu Gesellschaft für Konsumforschung (GfK): Kon-

sumklima zum Jahresende verbessert. GfK-Pressemitteilung 
vom 27. November 2014. 

42 Vgl. hierzu beispielsweise die Statistik der Suchanfragen 
von Internetshopping-Seiten bei Google. 

Insbesondere der nach wie vor robuste Arbeitsmarkt 
und moderate Lohnzuwächse dürften dazu beigetra-
gen haben. So werden die Bruttolöhne und -gehälter 
je Beschäftigten im Jahr 2014 unter anderem durch 
die erzielten Tariflohnabschlüsse und einen Zuwachs 
bei der geleisteten Arbeitszeit je Beschäftigten stär-
ker als im Jahr zuvor steigen.  

Mit der Einführung des flächendeckenden Mindest-
lohns zu Beginn des Jahres 2015 werden die Stunden-
löhne insbesondere im Niedriglohnbereich kräftig an-
ziehen. Zudem dürfte sich der Mindestlohn auch auf 
Beschäftigte auswirken, die bislang 8,50 Euro je 
Stunde oder geringfügig darüber verdienen. Alles in 
allem dürften die effektiven Stunden- und Monats-
löhne in den Jahren 2015 und 2016 wesentlich kräfti-
ger als im Jahr 2014 ansteigen. Die Bruttolöhne und  
-gehälter werden im Jahr 2014 um 3,9%, im Jahr 
2015 um 4,0% und danach etwas geringer zulegen 
(vgl. Tabelle 13). 

Die monetären Sozialleistungen werden im Jahr 
2014 mit 2,3% in etwa gleich stark zunehmen wie im 

http://www.gfk.com/de/documents/pressemitteilungen/2014/20141127_gfk-konsumklima-november-2014_dfin.pdf
http://www.gfk.com/de/documents/pressemitteilungen/2014/20141127_gfk-konsumklima-november-2014_dfin.pdf
https://www.google.com/trends/explore#cat=0-18&geo=DE&cmpt=date
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Vorjahr. Insbesondere die Ausweitung der zusätz-
lichen gesetzlichen Rentenleistungen dürfte zu einem 
weiteren Anstieg der monetären Sozialleistungen in 
den nächsten Quartalen führen.  

Die Einkommen der Selbstständigen steigen im 
Jahr 2014 recht kräftig,43 die Vermögenseinkommen 
sinken hingegen aufgrund der niedrigen Zinsen er-
heblich; per saldo werden die übrigen Primärein-
kommen abnehmen. Auch im Jahr 2015 wird es wohl 
nochmals einen leichten Rückgang der Vermögens-
einkommen der privaten Haushalte geben. Die Selbst-
ständigeneinkommen werden durch die Einführung 
des Mindestlohns unter Druck geraten und infolge-
dessen geringfügig sinken. In der Summe werden die 
übrigen Primäreinkommen leicht abnehmen und sich 
im Jahr 2016 wieder erholen.  

Insgesamt dürften die verfügbaren Einkommen 
der privaten Haushalte in Deutschland im Jahr 2014 
um 2,2% steigen, wobei der Anteil der Erwerbsein-
kommen zunimmt, der Anteil der Vermögenseinkom-
men zurückgeht und der Anteil der Transferleistungen 
konstant bleiben wird. Im Jahr 2015 werden die ver-
fügbaren Einkommen der privaten Haushalte dann 
wohl um 2,6% zunehmen, im Jahr 2016 dürfte sich 
der Anstieg mit 2,8% etwas beschleunigen. Die Spar-
quote ist trotz der niedrigen Zinsen und der weiterhin 
günstigen Arbeitsmarktlage in den vergangenen Quar-
talen leicht gestiegen. Dennoch liegt sie mit 9,2% im 
Jahr 2014 immer noch unter ihrem langjährigen 
Durchschnitt. Im Prognosezeitraum dürfte die Spar-
quote konstant bleiben. 

Zu Beginn des Jahres 2015 werden die privaten 
Haushalte ihre Konsumausgaben nur wenig ausweiten. 
Im Zuge der konjunkturellen Aufhellung im weiteren 
Jahresverlauf dürfte dann wohl wieder spürbar mehr 
konsumiert werden. Hier dürfte sich auch der nied-
rige Ölpreis auswirken. Die Lohnzuwächse durch den 
Mindestlohn werden fast ausschließlich in den pri-
vaten Konsum fließen. Allerdings dürften die Ver-
braucherpreise durch das Überwälzen der höheren 
Lohnkosten infolge der Einführung des Mindestlohns 
anziehen und Gewinneinkommen niedriger ausfallen. 
Alles in allem werden die privaten Konsumausgaben 
im Jahr 2015 um 1,3% und im Jahr 2016 um 1,6% 
                                                        
43 Vgl. Tabelle Sektorenrechnung auf Seite 40. 

zunehmen (vgl. Abbildung 14). Damit tragen sie 0,7 
Prozentpunkte im Jahr 2015 und danach 0,8 Pro-
zentpunkte zum Anstieg des Bruttoinlandprodukts 
bei. 

 

Abbildung 14: 
Reale Konsumausgaben der privaten Haushalte1 
Saison- und arbeitstäglich bereinigter Verlauf 

 

 
 IWH 

1 Einschließlich Organisationen ohne Erwerbszweck. – 2 Ursprungswerte: Ver-
änderung gegenüber dem Vorjahr in %. 

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen und Darstellung 
des IWH; ab 4. Quartal 2014: Prognose des IWH. 

Niedrige Inflation vor allem durch  
Ölpreisfall  

Nachdem die Verbraucherpreise bereits zu Beginn 
des Jahres 2014 nur wenig gestiegen sind, kam es im 
Verlauf des Jahres zu einer weiteren Abschwächung 
der Inflation. So lag die Inflationsrate im November 
2014 nur noch bei 0,6%. Insbesondere dürften dabei 
preissenkende Einflüsse aus dem Ausland gekommen 
sein. Beispielsweise gingen durch die Handelsbeschrän-
kungen Russlands die Lebensmittelpreise für die 
deutschen Verbraucher teilweise recht kräftig zurück. 
Auch wurden durch den Rückgang des Erdölpreises 
Mineralölprodukte billiger. Nach wie vor gibt es bei 
technischen Produkten und auch bei den damit ver-
bundenen Dienstleistungen (Nachrichtenübermittlung) 
kräftige Preisrückgänge. Demgegenüber stiegen die 
Preise in einigen binnenwirtschaftlich orientierten 
Dienstleistungsbereichen wie den Friseurdienstleis-
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tungen durch den Branchen-Mindestlohn, bei der 
Gesundheitspflege und den Beherbergungs- und 
Gaststättendienstleistungen. Auch eine Verteuerung 
der Tabakwaren durch Steuererhöhungen wirkte im 
Jahr 2014 den preissenkenden Tendenzen entgegen. 

In den nächsten Quartalen dürfte die Teuerung 
langsam wieder anziehen. Insbesondere durch die 
Einführung des flächendeckenden Mindestlohns wird 
es wohl weitere Preiserhöhungen geben. Hiervon dürf-
ten insbesondere international nicht handelbare Waren 
und Dienstleistungen betroffen sein. Die EEG-Umlage 
(EEG: Erneuerbare-Energien-Gesetz), die jeweils zum 
Anfang jedes Jahres angepasst wird, wird zu Beginn 
des Jahres 2015 erstmalig sinken. Da annahmegemäß 
im Prognosezeitraum der Erdölpreis kaum steigen 
wird, dürften damit die Energiepreise im Jahr 2015 
und auch im darauffolgenden Jahr in etwa konstant 
bleiben. Auch von den Importpreisen dürfte aufgrund 
der etwas schwächeren Weltkonjunktur wenig Preis-
auftrieb zu erwarten sein. Alles in allem werden die 
Verbraucherpreise im Jahr 2014 wohl um 0,9% stei-
gen, im Jahr 2015 dann nochmals um 1,1% und im 
Jahr 2016 um 1,4%. 

Gesamtwirtschaftliche Produktion  
überwindet Schwächephase 

Die Produktion hat im dritten Quartal 2014 nur um 
0,1% gegenüber dem Vorquartal zugenommen. Die 
Wertschöpfung im Verarbeitenden Gewerbe stieg um 
0,2%.44 Eine wesentliche Ursache dafür dürfte die 
ungünstige Entwicklung der Investitionen sein. Starke 
Impulse kamen hingegen aus dem Ausland; die Waren-
exporte entwickelten sich sehr günstig. Die Produk-
tion im Baugewerbe nahm geringfügig um 0,1% zu. 
Im Vorquartal war in diesem Bereich die Produktion 
                                                        
44 Das Saisonbereinigungsverfahren BV4.1 weist für das 

dritte Quartal 2014 die Zunahme der realen Wertschöpfung 
im Verarbeitenden Gewerbe mit 0,6% deutlich stärker aus 
als das Saisonbereinigungsverfahren Census X-12-ARIMA 
(+0,2%). Das gleiche gilt für das Baugewerbe (BV4.1: 
0,4%; Census X-12-ARIMA: 0,1%). Im Bereich Finanz-
und Versicherungsdienstleister fallen die Ergebnisse der 
Saisonbereinigung für das vierte Quartal noch weiter aus-
einander: Nach Census X-12-ARIMA ergibt sich ein 
Rückgang von 0,1%, BV4.1 zeigt hingegen einen Rück-
gang von 1,0% an. Auch im Bereich „Sonstige Dienstleis-
tungen“ ist der Abstand bei den Ergebnissen mit BV4.1 
(+0,3%) und Census X-12-ARIMA (+1,0%) erheblich. 

wohl als Gegenreaktion zum witterungsbedingt starken 
ersten Quartal um 3,4% geschrumpft. Im Dienst-
leistungsbereich nahm die Produktion in nahezu allen 
Sektoren zu. Nur im Subsektor Finanz- und 
Versicherungsdienstleistungen ging die Produktion 
etwas zurück. 

Im vierten Quartal 2014 wird die gesamtwirtschaft-
liche Produktion um 0,2% zunehmen (vgl. Tabelle 
14).45 Im Verarbeitenden Gewerbe dürfte die Wert-
schöpfung stagnieren. Zwar war das ifo Geschäfts-
klima – nach sechs Rückgängen in Folge – zuletzt 
wieder aufwärtsgerichtet. Die Auftragseingänge lassen 
aber noch keinen spürbaren Produktionsanstieg 
erwarten. Die Wertschöpfung im Baugewerbe dürfte 
zunehmen. Zwar waren die Auftragseingänge zuletzt 
erneut rückläufig. Der Auftragsbestand hat jedoch 
weiter zugenommen und befindet sich auf einem ho-
hen Niveau. Die Produktion in den Dienstleistungs-
bereichen dürfte etwas schwächer expandieren. Dafür 
sprechen die Umfrageergebnisse des ifo Instituts, 
wonach die Geschäftslage in wichtigen Sektoren ver-
haltener beurteilt wurde als in den Monaten zuvor. 
Die Produktion der Unternehmensdienstleister wird 
nur schwache Impulse vom Produzierenden Gewerbe 
erhalten. Der Bereich Grundstücks- und Wohnungs-
wesen wird vor allem von der leicht anziehenden 
Bauproduktion profitieren. Im Durchschnitt des Jah-
res 2014 dürfte die Produktion um 1,5% zunehmen. 

Im Verlauf des Jahres 2015 dürfte die Produktion 
etwas an Fahrt gewinnen. Die Wertschöpfung im 
Verarbeitenden Gewerbe wird vor allem im Gefolge 
der stark anziehenden Exporte zunehmen. Die Pro-
duktion im Baugewerbe dürfte erneut von den güns-
tigen Finanzierungsbedingungen und den anhaltend 

                                                        
45 Die Prognose der Bruttowertschöpfung der Hauptwirt-

schaftsbereiche basiert auf zwei Ansätzen: In der sehr kurzen 
Frist, d. h. für zwei Quartale, kommen vor allem die Flash-
Schätzungen mit kombinierten Einzelindikatorprognosen 
(Pooling) zum Einsatz. Für die anschließenden Quartale des 
ersten Prognosejahrs erfolgt die Schätzung durch eine Er-
weiterung des makroökonometrischen Deutschlandmodells 
des IWH. Zu den Pooling-Ansätzen vgl. Drechsel, K.; 
Scheufele, R.: Bottom-up or Direct? Forecasting German 
GDP in a Data-rich Environment, in: Swiss National Bank 
Working Paper, 16, 2012. Zur Schätzung der Produktion mit 
dem makroökonometrischen Deutschlandmodell des IWH: 
Vgl. Arbeitskreis Konjunktur des IWH: Konjunktur aktuell: 
Binnenwirtschaft trägt Konjunktur in Deutschland; in: IWH, 
Konjunktur aktuell, Jg. 2 (1), 2014, 31. 

http://www.snb.ch/n/mmr/reference/working_paper_2012_16/source
http://www.snb.ch/n/mmr/reference/working_paper_2012_16/source
http://www.iwh-halle.de/d/publik/konj/14_01_1.pdf
http://www.iwh-halle.de/d/publik/konj/14_01_1.pdf
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Tabelle 14: 
Bruttoinlandsprodukt und Bruttowertschöpfung nach Wirtschaftsbereichen 

 2014 Prognose 2014 Prognose 2015 
 3. Quartal 4. Quartal 1. Quartal 2. Quartal 3. Quartal 4. Quartal 

 
Ursprungswerte 

Veränderung gegenüber dem Vorjahresquartal in % 
Bruttoinlandsprodukt 1,2 1,1 0,5 0,9 1,3 2,3 
darunter:       
Bruttowertschöpfung 1,3 1,1 0,4 1,0 1,3 2,3 
darunter:       
Produzierendes Gewerbe ohne Bau 0,9 0,0 0,1 0,9 1,5 3,6 

Verarbeitendes Gewerbe 2,0 0,5 0,1 1,0 1,6 4,1 
Energie- und Wasserversorgung −4,7 −3,3 −0,1 0,2 0,5 0,7 

Baugewerbe 1,7 1,2 −2,7 1,4 1,9 4,1 
Handel, Verkehr, Gastgewerbe 2,0 2,5 1,5 1,8 2,3 3,1 
Information und Kommunikation 1,9 2,4 2,5 3,2 3,5 4,1 
Finanz- und Versicherungsdienstleister −1,5 −1,9 −3,6 −1,9 −2,1 −1,5 
Grundstücks- und Wohnungswesen 1,4 1,4 0,7 1,0 0,8 0,8 
Unternehmensdienstleister 2,4 2,3 1,6 1,7 1,4 2,1 
öffentliche Dienstleister 0,8 0,5 0,0 0,4 0,5 0,9 
sonstige Dienstleister 0,6 1,4 1,1 1,5 0,9 1,4 

 
saison- und kalenderbereinigte Werte 

Veränderung gegenüber dem Vorquartal in % 
Bruttoinlandsprodukt 0,1 0,2 0,2 0,4 0,5 0,4 
darunter:       
Bruttowertschöpfung 0,3 0,2 0,2 0,4 0,5 0,4 
darunter:       
Produzierendes Gewerbe ohne Bau 0,1 0,0 0,2 0,5 0,6 0,5 

Verarbeitendes Gewerbe 0,2 0,0 0,2 0,5 0,7 0,6 
Energie- und Wasserversorgung −0,2 0,0 0,1 0,2 0,1 0,0 

Baugewerbe 0,1 0,3 0,3 0,5 0,7 0,4 
Handel, Verkehr, Gastgewerbe 0,3 0,7 0,5 0,5 0,5 0,5 
Information und Kommunikation 0,7 0,7 0,8 0,9 1,0 0,9 
Finanz- und Versicherungsdienstleister −0,1 −0,8 −0,6 −0,4 −0,4 −0,4 
Grundstücks- und Wohnungswesen 0,4 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 
Unternehmensdienstleister 1,0 0,1 0,2 0,3 0,7 0,5 
öffentliche Dienstleister 0,0 0,1 0,1 0,2 0,2 0,2 
sonstige Dienstleister 1,0 0,0 0,1 0,3 0,4 0,3 

Quellen: Statistisches Bundesamt; ab 4. Quartal 2014: Prognose des IWH. 

 
guten Beschäftigungs- und Einkommensaussichten 
profitieren. Der Dienstleistungssektor dürfte im Ver-
lauf des Jahres 2015 infolge der günstigen binnen-
wirtschaftlichen Entwicklung wieder kräftiger ex-
pandieren. Insgesamt dürfte die Produktion im Jahr 
2015 um 1,3% steigen. 

Öffentliche Finanzen: Trotz schwächerer 
Konjunktur weiterhin Haushaltsüberschüsse 

Die Lage der öffentlichen Haushalte hat sich in den 
vergangenen Jahren rapide verbessert. Das gesamt-
staatliche Finanzierungsdefizit lag im Jahr 2010 noch 
bei 105 Mrd. Euro; dies entsprach 4,1% in Relation 



Konjunktur aktuell, Jg. 3 (1), 2015 38 

zum nominalen Bruttoinlandsprodukt. Im Jahr 2012 
wurde bereits ein leichter Haushaltsüberschuss erzielt. 
Während sich die Finanzlage des Staates im Jahr 
2013 kaum veränderte, wird sich der gesamtstaatliche 
Finanzierungssaldo im Jahr 2014 weiter verbessern. 
Dies geht auf eine spürbare Ausweitung der Einnah-
men zurück. Aufgrund eines deutlichen Anstiegs der 
Bruttolöhne und -gehälter werden die Steuereinnah-
men, insbesondere aus der Lohnsteuer und den Steuern 
vom Umsatz, kräftig zulegen. Deutlich stärker als im 
Vorjahr expandieren auch die Sozialbeiträge, deren 
Zuwachs im Jahr 2013 durch die Senkung des Bei-
tragssatzes zur gesetzlichen Rentenversicherung ge-
dämpft wurde. Die Vermögenseinkommen des Staa-
tes legen ebenfalls deutlich zu. Zwar wirkt hier das 
weitere Abschmelzen der Bad-Bank-Portfolios weiter-
hin dämpfend. Im Jahr 2014 wird diese Grundtendenz 
aber durch die Abführung des höheren Bundesbank-
gewinns aus dem Jahr 2013 überkompensiert.46  

Im Jahr 2015 werden die Einnahmen des Staates 
etwas schwächer zulegen als im Vorjahr. Allerdings 
werden die Steuereinnahmen etwas stärker expandieren. 
Zwar dämpft die in den zurückliegenden Jahren schwa-
che Entwicklung der Unternehmens- und Vermögens-
einkommen das Aufkommen aus gewinnabhängigen 
Steuern. Dem stehen aber steigende Mehreinnahmen 
aufgrund einer stärker anziehenden Konsumnachfrage 
und unverändert kräftig expandierender Bruttolöhne 
und -gehälter gegenüber.47 Im Jahr 2016 dürften die 
Steuereinnahmen mit einer ähnlichen Rate zulegen. 
Zwar entwickeln sich die Bruttolöhne und -gehälter 
dann etwas schwächer als im Jahr zuvor.48 Dagegen 
werden die gewinnabhängigen Steuern aufgrund im 

                                                        
46 Im Jahr 2013 hatte die Bundesbank einen Gewinn in Höhe 

von 0,6 Mrd. Euro an den Bund abgeführt; im Jahr 2014 
belief er sich auf 4,6 Mrd. Euro. 

47 Hierbei ist allerdings zu bedenken, dass der Zuwachs der 
Bruttolöhne und -gehälter im Jahr 2015 durch die Einfüh-
rung des gesetzlichen Mindestlohns getrieben wird, dass 
aber das Einkommen eines Großteils der dadurch begüns-
tigten Personen unterhalb des Grundfreibetrags liegt. 

48 Gleichwohl dürfte sich das Lohnsteueraufkommen ähnlich 
entwickeln wie im Jahr 2015, in dem der kräftige Anstieg 
der Bruttolöhne und -gehälter wesentlich durch Lohner-
höhungen bei niedrigen Einkommen infolge der Ein-
führung des gesetzlichen Mindestlohns bedingt ist, die das 
Lohnsteueraufkommen aber nur unwesentlich tangieren 
dürften.  

Prognosezeitraum wieder stärker expandierender 
Unternehmens- und Vermögenseinkommen kräftiger 
zulegen. Auch die Steuern vom Umsatz dürften vor 
dem Hintergrund spürbar ausgeweiteter privater Kon-
sumausgaben im Jahr 2016 stärker zunehmen. Die 
Sozialbeiträge steigen im Jahr 2015 ähnlich stark wie 
im Vorjahr. Zwar wird zum 1. Januar 2015 der Bei-
tragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung um 0,2 
Prozentpunkte gesenkt, und eine Vielzahl von Kran-
kenkassen wird den kassenindviduell zu erhebenen 
Zusatzbeitrag auf unter 0,9% senken; dem steht je-
doch eine Erhöhung des Beitragssatzes zur Pflege-
versicherung um 0,3 Prozentpunkte gegenüber. Im 
Jahr 2016 dürfte eine Reihe gesetzlicher Krankenkassen 
gezwungen sein, den Zusatzbeitrag anzuheben, wo-
raus sich spürbare Mehreinnahmen bei den Sozial-
versicherungen ergeben. Die Vermögenseinkommen 
des Staates werden sich in den Jahren 2015 und 2016 
mit dem weiteren Abschmelzen der Bad-Bank-
Portfolios rückläufig entwickeln. Im Jahr 2015 wird 
zudem ein geringerer abgeführter Bundesbankgewinn 
den Rückgang der Vermögenseinkommen des Staates 
verstärken. Die Verkäufe des Staates werden im Pro-
gnosezeitraum, insbesondere im Jahr 2015, etwas 
verhaltener zulegen. Zwar planen viele Kommunen 
Gebührenerhöhungen; dem stehen jedoch einnahme-
mindernde Maßnahmen wie die Senkung der Lkw-
Maut zum 1. Januar 2015 oder die Abschaffung der 
Studiengebühren in Niedersachsen zum Winter-
semester 2014/ 2015 gegenüber. Alles in allem wer-
den die Einnahmen des Staates, nach einem Zuwachs 
von 3,4% im Jahr 2014, im Jahr 2015 um 3,1% und 
im Jahr 2016 um 3,6% zunehmen.  

Die öffentlichen Ausgaben expandieren im Jahr 
2014 kaum stärker als im Vorjahr. Aufgrund spür-
barer Lohnerhöhungen bei den Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes steigen die Arbeitsentgelte recht 
deutlich. Die öffentlichen Investitionen werden, auch 
infolge der Beseitigung der Flutschäden und der Um-
setzung prioritärer Maßnahmen aus dem Koalitions-
vertrag, stärker ausgeweitet als in den vergangenen 
Jahren. Dagegen entwickeln sich die Zinsausgaben in-
folge weiter verbesserter Refinanzierungskonditionen 
des Staates, einer Verringerung des gesamtstaatlichen 
Schuldenstands und des weiteren Abbaus der Ver-
bindlichkeiten der Bad Banks weiter rückläufig. Im 
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Prognosezeitraum werden die öffentlichen Ausgaben 
jedoch stärker expandieren. So werden die sozialen 
Sachleistungen mit der Ausweitung von Pflegeleis-
tungen im Rahmen des ersten Pflegestärkungsgesetzes 
im Jahr 2015 erneut kräftig zulegen. Im darauffolgen-
den Jahr dürfte sich der Zuwachs etwas verlangsamen. 
Die Arbeitnehmerentgelte nehmen im Prognosezeit-
raum in geringerem Maße zu als im Jahr 2014. So 
fallen die bereits beschlossenen Entgelterhöhungen 
für die Beschäftigten von Bund und Kommunen für 
das Jahr 2015 geringer aus, und die noch ausstehen-
den Abschlüsse für die Beschäftigten der Länder 
dürften sich daran orientieren. Mit der insgesamt 
nachlassenden gesamtwirtschaftlichen Lohndynamik 
und einem voranschreitenden Stellenabbau im öffent-
lichen Dienst dürfte sich die Dynamik bei den vom 
Staat geleisteten Arbeitnehmerentgelten im Jahr 2016 
nochmals leicht verringern.  

Die Zinsausgaben des Staates werden sich auch 
im Prognosezeitraum weiter verringern. Hierzu tragen 
weiterhin der fortschreitende Abbau der Verbindlich-
keiten der Bad Banks und die weitere Rückführung 
des gesamtstaatlichen Schuldenstands bei. Die Re-
finanzierungskonditionen des Staates verbessern sich 
allerdings kaum mehr, sodass die Entlastung der öffent-
lichen Haushalte durch rückläufige Zinszahlungen im 
Verlauf des Prognosezeitraums immer geringer wird. 
Die monetären Sozialleistungen werden im Jahr 2015 
spürbar ausgeweitet, obwohl Transferleistungen an 
Aufstocker nach Einführung des Mindestlohns gerin-
ger ausfallen werden. Hierzu tragen die Leistungs-
ausweitungen in der gesetzlichen Rentenversicherung 
bei, die dann erstmals ganzjährig wirken. Auch die 
im Jahr 2015 leicht zunehmende Zahl der Arbeits-
losen fördert den beschleunigten Anstieg der monetä-
ren Sozialleistungen. Im Jahr 2016 verlangsamt sich 
ihr Anstieg wieder. Zwar wird die Rentenanpassung, 
insbesondere aufgrund der für das Jahr 2015 zu er-
wartenden hohen Lohndynamik, deutlich höher aus-
fallen als im Vorjahr.49 Jedoch wirkt das Rentenpaket 

                                                        
49 Im Jahr 2015 wird die Rentenanpassung durch Änderungen 

in der Beschäftigtenstatistik gedämpft. So wird die Statistik 
um Beschäftigte in Werkstätten für Behinderte, in Jugend-
hilfe und bei Berufsbildungswerken sowie um Personen, 
die Bundesfreiwilligendienst oder ein Freiwilliges Soziales 
Jahr leisten, erweitert, wodurch sich die Beschäftigung im 

im Jahr 2016 kaum mehr ausgabensteigernd. Zudem 
dürfte die Zahl der Arbeitslosen dann wieder leicht 
sinken. Die Investitionen des Staates werden im Pro-
gnosezeitraum spürbar ausgeweitet. Im Jahr 2015 
werden nochmals Maßnahmen zur Beseitigung der 
Flutschäden umgesetzt. Zudem werden zunehmend 
die im Koalitionsvertrag vereinbarten zusätzlichen 
Infrastrukturinvestitionen realisiert. Im Jahr 2016 
dürften zusätzliche Investitionen des Bundes zur Ver-
besserung der Verkehrsinfrastruktur und zur Ge-
bäudesanierung anlaufen, die die öffentlichen Inves-
titionen weiter erhöhen.  

Im Jahr 2015 wird sich die Finanzlage des Staates 
insbesondere aufgrund der Mehrausgaben der Sozial-
versicherungen etwas verschlechtern. In Relation zum 
nominalen Bruttoinlandsprodukt beläuft sich der Finan-
zierungssaldo im Jahr 2015 wohl auf 0,2%, nach 
0,4% im Vorjahr. Im Jahr 2016 dürfte mit der wieder 
anziehenden Konjunktur ein Haushaltsüberschuss in 
Höhe von ungefähr 14 Mrd. Euro, entsprechend 0,5% 
in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt, 
erzielt werden. Strukturell dürfte sich der Finanzie-
rungssaldo der öffentlichen Haushalte im Jahr 2015 
verschlechtern und im Jahr 2016 nur geringfügig 
verbessern. 

                                                        
Niedriglohnbereich erhöht und die Bruttolöhne und  
-gehälter verringern. 
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Die wichtigsten Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung für Deutschland 
    Vorausschätzung für die Jahre 2014, 2015 und 2016 

             2013 2014 2015 2016 2014 2015 
  

              1. Hj. 2. Hj. 1. Hj. 2. Hj. 
  

1. Entstehung des Inlandsprodukts 
     

  
 

  
  

Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr 
     

  
 

  
  

Erwerbstätige    0,6     0,9     0,4     0,4     0,8     0,9     0,5     0,3    
  

Arbeitsvolumen   - 0,3     1,5     0,2     0,3     1,6     1,4     0,1     0,3    
  

Arbeitsstunden je Erwerbstätige   - 0,9     0,6    - 0,2    - 0,2     0,8     0,5    - 0,4     0,1    
  

Produktivität1      0,4    - 0,1     1,1     1,4     0,2    - 0,3     0,6     1,5    
  

Bruttoinlandsprodukt, preisbereinigt  0,1     1,5     1,3     1,6     1,8     1,1     0,7     1,8    
  

2. Verwendung des Inlandsprodukts in jeweiligen Preisen 

        
  a) in Mrd. Euro 

 
    

       
  

Konsumausgaben   2 112,7    2 167,5    2 229,6    2 296,5    1 054,9    1 112,6    1 084,6    1 145,0    
  

  Private Haushalte2   1 571,5    1 604,2    1 643,3    1 688,6     782,2     822,0     800,1     843,2    
  

  Staat 
 

   541,2     563,3     586,2     607,9     272,8     290,6     284,5     301,8    
  

Anlageinvestitionen    555,8     577,8     596,9     627,8     279,1     298,7     282,1     314,9    
  

  Ausrüstungen    177,9     183,1     188,4     201,7     88,2     94,9     87,8     100,6    
  

  Bauten 
 

   279,2     292,7     302,7     315,5     141,3     151,4     143,0     159,7    
  

  Sonstige Anlageinvestitionen    98,8     102,1     105,8     110,6     49,6     52,5     51,2     54,5    
  

Vorratsveränderung3   - 22,3    - 29,2    - 31,8    - 27,1    - 0,7    - 28,5    - 5,4    - 26,4    
  

Inländische Verwendung   2 646,2    2 716,1    2 794,7    2 897,2    1 333,4    1 382,8    1 361,3    1 433,4    
  

Außenbeitrag    163,3     189,6     204,8     202,6     95,4     94,2     107,1     97,6    
  

  Exporte 
 

  1 280,1    1 327,0    1 391,6    1 457,3     650,6     676,4     681,7     709,9    
  

  Importe     1 116,9    1 137,4    1 186,8    1 254,7     555,2     582,2     574,5     612,3    
  

Bruttoinlandsprodukt   2 809,5    2 905,8    2 999,5    3 099,9    1 428,8    1 477,0    1 468,4    1 531,1    
  

b) Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr 

        
  Konsumausgaben    2,5     2,6     2,9     3,0     2,5     2,7     2,8     2,9    
  

  Private Haushalte2    2,1     2,1     2,4     2,8     2,0     2,2     2,3     2,6    
  

  Staat 
 

   3,8     4,1     4,1     3,7     3,9     4,3     4,3     3,9    
  

Anlageinvestitionen    0,8     4,0     3,3     5,2     6,1     2,0     1,0     5,4    
  

  Ausrüstungen   - 2,1     3,0     2,9     7,1     5,0     1,1    - 0,5     6,0    
  

  Bauten 
 

   1,9     4,8     3,4     4,2     7,8     2,2     1,2     5,5    
  

  Sonstige Anlageinvestitionen    3,3     3,3     3,6     4,6     3,2     3,4     3,3     3,9    
  

Inländische Verwendung    2,2     2,6     2,9     3,7     3,3     2,0     2,1     3,7    
  

Exporte 
 

   1,4     3,7     4,9     4,7     2,9     4,4     4,8     5,0    
  

Importe      1,4     1,8     4,3     5,7     1,6     2,1     3,5     5,2    
  

Bruttoinlandsprodukt    2,2     3,4     3,2     3,3     3,8     3,1     2,8     3,7    
  

nachrichtlich in % in Relation zum nominalen BIP: 
 

  
 

              
  

Außenbeitrag     5,8     6,5     6,8     6,5     6,7     6,4     7,3     6,4    
  

3. Verwendung des Inlandsprodukts, verkettete Volumenangaben (Referenzjahr 2010) 

    
a) in Mrd. Euro 

          
  

Konsumausgaben   2 007,7    2 027,9    2 053,9    2 082,3     993,8    1 034,2    1 006,0    1 047,9    
  

  Private Haushalte2   1 500,7    1 515,1    1 534,6    1 558,4     740,5     774,6     748,6     786,0    
  

  Staat 
 

   507,0     512,8     519,3     523,9     253,2     259,6     257,2     262,0    
  

Anlageinvestitionen    527,5     542,5     552,9     573,7     262,3     280,2     261,5     291,3    
  

  Ausrüstungen    175,3     180,7     185,4     197,4     86,6     94,1     86,0     99,4    
  

  Bauten 
 

   258,4     266,9     271,1     278,0     129,3     137,6     128,5     142,6    
  

  Sonstige Anlageinvestitionen    93,6     94,7     96,3     98,7     46,2     48,5     46,8     49,5    
  

Inländische Verwendung   2 509,5    2 538,9    2 572,8    2 624,3    1 255,2    1 283,7    1 261,7    1 311,0    
  

Exporte 
 

  1 229,1    1 276,4    1 334,5    1 392,6     626,2     650,2     653,5     681,0    
  

Importe     1 056,3    1 093,0    1 150,9    1 216,8     531,5     561,5     555,7     595,2    
  

Bruttoinlandsprodukt   2 681,5    2 721,0    2 755,2    2 800,0    1 349,3    1 371,8    1 358,7    1 396,5    
  

b) Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr 

        
  Konsumausgaben    0,8     1,0     1,3     1,4     0,9     1,1     1,2     1,3    
  

  Private Haushalte2    0,8     1,0     1,3     1,6     0,9     1,1     1,1     1,5    
  

  Staat 
 

   0,7     1,1     1,3     0,9     0,9     1,4     1,6     0,9    
  

Anlageinvestitionen   - 0,6     2,9     1,9     3,8     4,9     1,0    - 0,3     4,0    
  

  Ausrüstungen   - 2,4     3,1     2,6     6,5     5,1     1,4    - 0,7     5,6    
  

  Bauten 
 

  - 0,1     3,3     1,6     2,5     6,2     0,6    - 0,6     3,6    
  

  Sonstige Anlageinvestitionen 
 

   1,3     1,2     1,6     2,5     1,2     1,3     1,3     2,0    
  

Inländische Verwendung      0,7     1,2     1,3     2,0     1,8     0,6     0,5     2,1    
  

Exporte 
 

   1,6     3,8     4,6     4,4     3,3     4,3     4,4     4,7    
  

Importe      3,1     3,5     5,3     5,7     3,5     3,5     4,6     6,0    
  

Bruttoinlandsprodukt    0,1     1,5     1,3     1,6     1,8     1,1     0,7     1,8    
  



Konjunktur aktuell, Jg. 3 (1), 2015 42 

noch: Die wichtigsten Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung für Deutschland 
    Vorausschätzung für die Jahre 2014, 2015 und 2016 

             2013 2014 2015 2016 2014 2015 
  

              1. Hj. 2. Hj. 1. Hj. 2. Hj. 
  

4. Preisniveau der Verwendungsseite des Inlandsprodukts (2010 = 100) 

        
  Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr 

        
  

Private Konsumausgaben2   1,2 1,1 1,1 1,2 1,1 1,1 1,2 1,1 
  

Konsumausgaben des Staates   3,1 2,9 2,8 2,8 2,9 2,9 2,6 2,9 
  

Anlageinvestitionen   1,4 1,1 1,4 1,4 1,1 1,1 1,3 1,4 
  

  Ausrüstungen   0,2 - 0,1 0,3 0,6 0,0 - 0,2 0,2 0,4 
  

  Bauten 
  

2,0 1,5 1,8 1,6 1,5 1,5 1,9  1,8    
  

Exporte 
  

- 0,2 - 0,2 0,3 0,3 - 0,4 0,1 0,4  0,2    
  

Importe   
 

- 1,6 - 1,6 - 0,9 0,0 - 1,8 - 1,3 - 1,0 - 0,8    
  

Bruttoinlandsprodukt   2,1 1,9 1,9 1,7 1,9 1,9 2,1 1,8 
  

5. Einkommensentstehung und -verteilung 

        
  a) in Mrd. Euro 

          
  

Primäreinkommen der privaten Haushalte2 2 011,7    2 064,7 2 123,5 2 199,2 1 014,4 1 050,3 1 040,9 1 082,6 
  

  Sozialbeiträge der Arbeitgeber   262,8 271,4 282,2 292,3 131,2 140,2 136,5 145,7 
  

  Bruttolöhne und -gehälter   1165,5 1 210,8 1 259,7 1 308,1 577,3 633,4 600,9 658,7 
  

  Übrige Primäreinkommen4   583,4 582,5 581,7 598,7 305,8 276,7 303,5 278,2 
  

Primäreinkommen der übrigen Sektoren   368,1 397,0 422,4 436,8 183,5 213,5 191,4 231,0 
  

Nettonationaleinkommen (Primäreinkommen)   2 379,8 2 461,7 2 545,9 2 636,0 1 197,9 1 263,8 1 232,3 1 313,6 
  

Abschreibungen   502,1 512,7 524,5 537,1 255,0 257,7 260,8 263,7 
  

Bruttonationaleinkommen   2 881,9 2 974,4 3 070,4 3 173,1 1 452,9 1 521,5 1 493,1 1 577,3 
  

nachrichtlich:   
        

  
Volkseinkommen   2 099,9 2 176,2 2 252,9 2 335,1 1 055,3 1 120,9 1 086,2 1 166,7 

  
  Unternehmens- und Vermögenseinkommen  671,6    694,0 711,0 734,7 346,7 347,3 348,8 362,2 

  
  Arbeitnehmerentgelt   1 428,3 1 482,2 1 541,9 1 600,4 708,6 773,6 737,4 804,5 

  
b) Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr 

        
  Primäreinkommen der privaten Haushalte2  2,1    2,6 2,8 3,6 2,6 2,7 2,6 3,1 
  

  Sozialbeiträge der Arbeitgeber   1,9 3,3 4,0 3,6 3,1 3,5 4,0 3,9 
  

  Bruttolöhne und -gehälter   3,0 3,9 4,0 3,8 3,9 3,8 4,1 4,0 
  

    Bruttolöhne und -gehälter je Beschäftigten  2,1    2,8 3,6 3,3 2,9 2,7 3,5 3,7 
  

  Übrige Primäreinkommen4   0,6 - 0,1 - 0,2 2,9 - 0,1 - 0,2 - 0,8 0,5 
  

Primäreinkommen der übrigen Sektoren   1,8 7,9 6,4 3,4 9,8 6,2 4,3 8,2 
  

Nettonationaleinkommen (Primäreinkommen)  2,1    3,4 3,4 3,5 3,6 3,3 2,9 3,9 
  

Abschreibungen   2,3 2,1 2,3 2,4 2,0 2,2 2,3 2,3 
  

Bruttonationaleinkommen   2,1 3,2 3,2 3,3 3,3 3,1 2,8 3,7 
  

nachrichtlich:   
        

  
Volkseinkommen   2,2 3,6 3,5 3,6 3,7 3,5 2,9 4,1 

  
  Unternehmens- und Vermögenseinkommen  0,9    3,3 2,4 3,3 3,6 3,0 0,6 4,3 

  
  Arbeitnehmerentgelt   2,8 3,8 4,0 3,8 3,8 3,8 4,1 4,0 

  
6. Einkommen und Einkommensverwendung der privaten Haushalte2 

     
a) in Mrd. Euro 

          
  

Masseneinkommen   1 175,6 1 212,6 1 258,7 1 292,5 584,1 628,5 608,3 650,4 
  

 Nettolöhne und -gehälter   777,2 804,8 835,3 858,7 380,3 424,5 394,8 440,5 
  

 Monetäre Sozialleistungen   492,1 503,1 522,6 535,7 251,1 252,1 263,0 259,5 
  

 abz. Abgaben auf soziale Leistungen, verbrauchsnahe Steuern    93,7 95,3 99,2 101,9 47,3 48,0 49,6 49,6 
  

Übrige Primäreinkommen4   583,4 582,5 581,7 598,7 305,8 276,7 303,5 278,2 
  

Sonstige Transfers (Saldo)5   - 77,7 - 77,0 - 78,2 - 79,2 - 38,2 - 38,8 - 39,0 - 39,2 
  

Verfügbares Einkommen   1 681,3 1 718,2 1 762,1 1 812,1 851,8 866,4 872,7 889,4 
  

Zunahme betrieblicher Versorgungsansprüche  47,2    48,2 49,2 49,7 23,8 24,4 24,3 24,9 
  

Konsumausgaben   1 571,5 1 604,2 1 643,3 1 688,6 782,2 822,0 800,1 843,2 
  

Sparen 
  

157,0 162,2 168,0 173,2 93,4 68,8 96,9 71,1 
  

Sparquote (%)6   9,1 9,2 9,3 9,3 10,7 7,7 10,8 7,8 
  

b) Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr   

       
  Masseneinkommen   2,6 3,2 3,8 2,7 3,0 3,3 4,1 3,5 
  

 Nettolöhne und -gehälter   2,8 3,5 3,8 2,8 3,7 3,4 3,8 3,8 
  

 Monetäre Sozialleistungen   2,4 2,3 3,9 2,5 1,4 3,1 4,8 3,0 
  

 abz. Abgaben auf soziale Leistungen,verbrauchsnahe Steuern    2,9 1,7 4,1 2,7 0,2 3,2 4,9 3,3 
  

Übrige Primäreinkommen4   0,6 - 0,1 - 0,2 2,9 - 0,1 - 0,2 - 0,8 0,5 
  

Verfügbares Einkommen   1,8 2,2 2,6 2,8 2,1 2,3 2,5 2,7 
  

Konsumausgaben   2,1 2,1 2,4 2,8 2,0 2,2 2,3 2,6 
  

Sparen   
 

- 1,6 3,4 3,5 3,1 3,2 3,5 3,7 3,3 
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noch: Die wichtigsten Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung für Deutschland 
    Vorausschätzung für die Jahre 2014, 2015 und 2016 

             2013 2014 2015 2016 2014 2015 
  

              1. Hj. 2. Hj. 1. Hj. 2. Hj. 
  

7. Einnahmen und Ausgaben des Staates7 

        
  a) in Mrd. Euro 

          
  

Einnahmen     
        

  
  Steuern 

 
  637,9 658,5 680,9 704,2 330,7 327,8 341,2 339,7 

  
  Nettosozialbeiträge    465,4    481,0 497,4 518,8 233,7 247,4 241,5 255,9 

  
  Vermögenseinkommen    21,3    23,9 22,9 22,8 14,7 9,2 13,7 9,2 

  
  Sonstige Transfers    18,4    17,8 17,9 18,2 8,8 9,0 8,8 9,1 

  
  Vermögenstransfers    10,4    10,4 10,0 10,0 4,9 5,5 4,7 5,3 

  
  Verkäufe 

 
  95,8 99,6 102,5 106,1 46,7 52,9 48,0 54,5 

  
  Sonstige Subventionen    0,3    0,3 0,3 0,3 0,1 0,2 0,1 0,2 

  
insgesamt 

 
  1 249,4 1 291,5 1 331,9 1 380,4 639,6 652,0 658,0 673,9 

  
Ausgaben 

 
  

        
  

  Vorleistungen8    358,5    376,3 394,4 412,4 180,5 195,9 189,6 204,8 
  

  Arbeitnehmerentgelt    217,6    224,1 230,1 235,6 107,5 116,6 110,5 119,6 
  

  Vermögenseinkommen (Zinsen)    56,3    51,6 50,2 50,0 25,5 26,1 24,6 25,6 
  

  Subventionen    24,7    26,2 26,4 26,6 12,9 13,4 13,0 13,5 
  

  Monetäre Sozialleistungen    439,9    450,8 470,3 483,6 224,8 226,0 236,8 233,5 
  

  Sonstige laufende Transfers    62,0    64,4 65,9 66,1 35,1 29,3 35,8 30,1 
  

  Vermögenstransfers    24,8    21,3 21,2 21,6 8,5 12,8 8,2 13,0 
  

  Bruttoinvestitionen    62,*-    65,4 68,5 71,8 28,1 37,2 29,2 39,3 
  

  Nettozugang an nichtprod. Vermögensgütern - 1,4    - 1,3    - 1,3 - 1,3 - 0,6 - 0,7 - 0,6 - 0,7 
  

insgesamt 
 

  1 245,3 1 278,8 1 325,8 1 366,4 622,3 656,5 647,2 678,6 
  

Finanzierungssaldo    4,2    12,8 6,2 14,0 17,3 -4,6 10,9 - 4,7 
  

b) Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr 

        
  Einnahmen     

        
  

  Steuern 
 

  2,9 3,2 3,4 3,4 3,4 3,1 3,2 3,6 
  

  Nettosozialbeiträge    2,4    3,4 3,4 4,3 3,4 3,3 3,4 3,5 
  

  Vermögenseinkommen   - 2,7    12,2 - 4,1 - 0,3 25,3 - 3,8 - 6,8 0,2 
  

  Sonstige Transfers    0,4    - 3,7 0,8 1,6 - 1,1 - 6,2 0,0 1,6 
  

  Vermögenstransfers   - 5,9    - 0,1 - 3,3 - 0,3 2,2 - 2,0 - 3,3 - 3,2 
  

  Verkäufe 
 

  4,1 4,0 2,9 3,5 4,5 3,6 2,8 2,9 
  

  Sonstige Subventionen   –      – – – – – – – 
  

insgesamt 
 

  2,6 3,4 3,1 3,6 3,8 2,9 2,9 3,4 
  

Ausgaben 
 

  
        

  
  Vorleistungen8    4,7    5,0 4,8 4,6 4,7 5,3 5,1 4,5 

  
  Arbeitnehmerentgelt    2,3    3,0 2,7 2,4 3,1 3,0 2,8 2,6 

  
  Vermögenseinkommen (Zinsen)   - 10,8    - 8,4 - 2,7 - 0,3 - 12,3 - 4,3 - 3,3 - 2,2 

  
  Subventionen    1,4    6,2 0,7 0,6 7,0 5,5 0,8 0,6 

  
  Monetäre Sozialleistungen    2,4    2,5 4,3 2,8 1,4 3,5 5,3 3,3 

  
  Sonstige laufende Transfers    13,8    3,8 2,4 0,4 4,1 3,4 2,0 2,7 

  
  Vermögenstransfers   - 10,4    - 14,4 - 0,2 1,7 - 23,2 - 7,2 - 3,5 1,9 

  
  Bruttoinvestitionen    1,0    4,2 4,8 4,8 13,6 - 2,0 3,8 5,6 

  
  Nettozugang an nichtprod. Vermögensgütern –      –      – – – – – – 

  
insgesamt     2,5 2,7 3,7 3,1 2,3 3,1 4,0 3,4 

  
nachrichtlich in % in Relation zum nominalen BIP: 

 
  

        
  

Finanzierungssaldo des Staates     0,1    0,4 0,2 0,5 1,2 - 0,3 0,7 - 0,3 
  

1 Preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigenstunde. – 2 Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. – 3 Einschließlich Nettozugang an 
Wertsachen. – 4 Selbstständigeneinkommen/Betriebsüberschuss sowie empfangene abzüglich geleistete Vermögenseinkommen. – 5 Empfangene abzüglich geleistete 
sonstige Transfers. – 6 Sparen in % des verfügbaren Einkommens (einschließlich der Zunahme betrieblicher Versorgungsansprüche). – 7 Gebietskörperschaften und 
Sozialversicherung. – 8 Einschließlich sozialer Sachleistungen und sonstiger Produktionsabgaben. 

Quellen: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen); Berechnungen des IWH; ab 2014: Prognose des IWH. 
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